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heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
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ISIS Informatisiertes Staatsschutz-Informations-System

DFJP Département fédéral de justice et police
DFF Département fédéral des finances
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SRS Service de renseignement stratégique

présent: Service de renseignement de la Confédération (SRC)
Militaire Militaire
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Chef de l’Armée
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DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

ISIS Système d’information sécurité intérieure
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Staatsjubiläen

Im Rahmen der Enthüllungen der Parlamentarischen Untersuchungskommission zu den
Vorkommnissen im EJPD sowie den weiteren Nachforschungen zur Fichenaffäre
innerhalb des EMD stellten sich bei vielen Kulturschaffenden Zweifel ein, ob sie sich an
Kulturprojekten im Rahmen der 700-Jahr-Feierlichkeiten aktiv beteiligen sollen oder
nicht. Bereits am Jahresanfang zog der Schriftsteller Gerold Späth aus Protest gegen
den "Schnüffelstaat" sein für eine 700-Jahr-Feier-Serie von Radio DRS geschriebenes
Hörspiel "Lasst hören aus alter Zeit" zurück. Die Diskussion um einen Kulturboykott
wurde nun vor allem innerhalb der Autoren- und Autorinnen-Gruppe Olten geführt,
ohne dass vorerst jedoch ein kollektiver Boykottentscheid zustandekam. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Folge unterzeichneten über 700 Kulturschaffende aus der ganzen Schweiz die
Erklärung "Keine Kultur zur Feier des Schnüffelstaates". Sie machten die Abschaffung
der politischen Polizei und die vollständige Offenlegung von allen Fichen und Dossiers
bis Ende Jahr zur Bedingung für die Mitarbeit an kulturellen Veranstaltungen anlässlich
der 700-Jahr-Feier. Nachdem diese Erklärung ohne wahrnehmbare Wirkung bei
Regierung und Parlament geblieben war, gingen die Initianten einen Schritt weiter und
liessen im April der Boykottdrohung den Boykottbeschluss folgen. Bis zum Juli
unterschrieben über 500 Kulturschaffende die Boykotterklärung. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Gruppe Olten, welche sich 1989 noch grundsätzlich gegen einen Boykottaufruf
ausgesprochen hatte, stimmte im Juni an ihrer Generalversammlung mit 22 Ja gegen 17
Nein bei 5 Enthaltungen für die Unterstützung des Boykotts. Dass sich Gegner und
Befürworter des Boykotts praktisch die Waage hielten, zeigte, wie umstritten diese
Frage war. Einerseits betonten die Befürworter den Grundsatzcharakter der
Boykottfrage. Kulturschaffende sollten dem Uberwacherstaat nicht durch konstruktive
Kritik im Rahmen der Zentenarfeiern dienen, weil sie damit bloss eine Alibifunktion
übernehmen und das bestehende Machtgefüge legitimieren würden. Gegner betonten,
dass die Mitarbeit an den kulturellen Veranstaltungen eine einmalige Gelegenheit der
Mitsprache und Mitgestaltung am kulturellen und politischen Geschehen in der Schweiz
sei, die es nicht zu verpassen gelte. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Die alle zehn Jahre stattfindende eidgenössische Volkszählung wurde wie geplant mit
dem Stichdatum 4. Dezember durchgeführt. Nachdem bereits die Volkszählung von
1980 nicht ohne Proteste und Verweigerungen über die Bühne gegangen war, formierte
sich diesmal ein organisierter Widerstand, der namentlich von Aktivisten der grünen
und linken Bewegungen getragen wurde. Begünstigt wurde diese Oppositionsbewegung
durch ein generell angestiegenes Misstrauen der Bevölkerung gegenüber
Datenerhebungen und -banken. Der «Fichenskandal», d.h. die Enthüllungen der PUK
über die Datensammlungen der Bundesanwaltschaft, verstärkten dieses Missbehagen
zusätzlich. Über die Qualität der Volkszählung 1990 lassen sich noch keine gefestigten
Aussagen machen: während sich das Bundesamt für Statistik optimistisch in bezug auf
Rücklaufquote und vollständige Beantwortung der Fragen gab, sprachen die Gegner von
einem grossen Erfolg ihrer Verweigerungsaufrufe. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.12.1990
HANS HIRTER
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Bei den zusammen mit dem Datenschutzgesetz geschaffenen gesetzlichen Grundlagen
für das automatisierte Personen- und Sachfahndungssystem RIPOL und bei der
erforderlichen Revision der Bundesstrafrechtspflege wurden die letzten Differenzen
ebenfalls bereinigt. Dabei stimmte der Ständerat insbesondere der vom Nationalrat
eingeführten Bestimmung zu, dass die Bundesanwaltschaft die Betroffenen in der Regel
auch dann über Ermittlungen informieren muss, wenn keine Strafuntersuchung
eingeleitet wird. 
Das Bundesgericht entschied, dass die 1990 vom BR erlassene RIPOL-Verordnung
verfassungsmässig war. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.1992
HANS HIRTER

Öffentliche Ordnung

Bei der Erstellung des im Vorjahr vom Nationalrat geforderten Berichts über politisch
extreme und gewalttätige Gruppen kam es zu Verzögerungen. Als Grund dafür wurde
angegeben, dass die Kantone als Konsequenz aus dem Fichenskandal bei der Lieferung
von Informationen an die Bundesanwaltschaft sehr zurückhaltend geworden seien. 6

ANDERES
DATUM: 03.08.1990
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Aus den Eintragungen in einzelnen offengelegten Fichen erhärtete sich der Verdacht,
dass auch vom Militärdepartement Personen wegen ihrer politischen Meinungen und
Aktivitäten registriert worden waren. Diesen Tatbestand musste auch das EMD, das ihn
anfänglich abgestritten hatte, bestätigen. Es hielt allerdings fest, dass diese Kartei seit
1977 nicht mehr geführt werde. Einen Tag später musste Bundesrat Villiger jedoch
bekanntgeben, dass von der Untergruppe Nachrichtendienst und Abwehr (UNA) immer
noch eine rund 5'000 Personen umfassende Kartei geführt werde. Nachdem auch noch
ein Journalist in einer Fernsehsendung berichtet hatte, dass ihn ein Vertreter der UNA
für die Informationsbeschaffung über eine Mediengewerkschaft habe gewinnen wollen,
reagierte das Parlament. Die Freisinnigen und die SVP, welche die Tätigkeit der UNA von
den Geschäftsprüfungskommissionen hatten untersuchen lassen wollen, gaben ihren
Widerstand gegen die Einsetzung einer mit grösseren Kompetenzen ausgestatteten
Parlamentarischen Untersuchungskommission (Puk II) auf. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.02.1990
HANS HIRTER

Nach der Aufdeckung der Karteien des EMD wurden die auf Weisung des EJPD-Chefs
losgeschickten Beamten in der Bundesanwaltschaft erneut fündig: zusätzlich zu den von
der Puk festgestellten Fichen fanden sie weitere, zum Teil seit Jahrzehnten nicht mehr
nachgeführte Karteien über "Extremisten", "vertrauensunwürdige Bundesbeamte",
"Jura-Aktivisten" und so weiter. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.02.1990
HANS HIRTER

Noch im Dezember 1989 hatte sich auf Initiative von Parlamentariern ein Komitee
«Schluss mit dem Schnüffelstaat» gebildet. Ihm gehören die linken und grünen
Parteien (inkl. LdU), Gewerkschaften und eine Vielzahl von politischen Organisationen
an. Dieses Komitee betrieb intensive Offentlichkeitsarbeit und eröffnete auch eine
Beratungsstelle für Personen, welche Einsicht in ihre Fichen verlangt hatten. Zu dieser
Offentlichkeitsarbeit gehörte auch die Durchführung einer Demonstration gegen den
«Schnüffelstaat» am 3. März in Bern, an welcher rund 30'000 Personen teilnahmen.
Redner der linken und grünen Parteien sowie prominente Kulturschaffende forderten
namentlich die Abschaffung der politischen Polizei. Am Rande der Kundgebung kam es
allerdings auch zu Ausschreitungen. Eine Gruppe von etwa 200 vermummten
Demonstranten lieferte der Polizei Strassenkämpfe und drang unter anderem in
Gebäude des Bundes ein, wo sie Sachschaden in der Höhe von rund CHF 350'000
verursachten. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.03.1990
HANS HIRTER

Bei der organisatorischen Regelung des Einsichtsrechts in die Staatsschutzakten tat
sich der Bundesrat schwer. Zuerst sah er vor, dass den Gesuchstellern unter Aufsicht
von Beamten der Bundesanwaltschaft in den Kantonshauptorten Einsicht in eine Kopie
ihrer Karteikarte gewährt werden sollte. Nachdem erste Versuche in der Stadt Bern
unbefriedigend verlaufen waren, regelte er mit einer am 5. März 1990 erlassenen
Verordnung das Einsichtsrecht in die nach Personen erschlossenen Staatsschutzakten
(d.h. die Fichen und direkt dazugehörende Dossiers) neu. Zuständig für die Gewährung

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.03.1990
HANS HIRTER
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des Einsichtsrechts wurde ein vom Bundesrat eingesetzter Sonderbeauftragter. Die
Gesuchsteller erhalten von diesem Sonderbeauftragten eine Kopie ihrer Fiche
zugeschickt, wobei bestimmte Angaben (z.B. über private und ausländische
Informanten und laufende Ermittlungen) abgedeckt werden. Zur Behandlung von
Beschwerden, welche sich aus der Anwendung dieser Verordnung ergeben, wurde eine
Ombudsstelle geschaffen, welche alle Staatsschutzakten des Polizeidienstes der
Bundesanwaltschaft einsehen kann. Verschiedene von der Linken und den Grünen
eingereichte Motionen zur Offenlegung der Fichen und Dossiers wurden danach vom
Nationalrat entweder als bereits erfüllt abgeschrieben oder aber nur in Postulatsform
überwiesen. Eine Motion der SP, welche eine automatische Benachrichtigung aller
Fichierten – mit Ausnahme derjenigen, gegen welche ein gerichtspolizeiliches
Verfahren läuft – verlangte, wurde hingegen abgelehnt. 10

In der Märzsession 1990 befasste sich der Nationalrat mit den mehr als dreissig
persönlichen Vorstössen, welche nach der Publikation des PUK-Berichts Ende 1989
eingereicht worden waren. Zu Beginn der Debatte gab Bundespräsident Koller eine
längere Erklärung zum Staatsschutz ab. Er äusserte dabei sein Verständnis für die
Enttäuschung und Verärgerung in der Bevölkerung über «die Missstände und Fehler,
welche im Bereiche des Staatsschutzes und der militärischen Abwehr in den letzten
Monaten bekannt geworden sind». Mit der Schaffung von Transparenz und mit
Reformen wolle der Bundesrat verlorenes Vertrauen wieder zurückgewinnen.
Angesichts der Notwendigkeit der Fortführung des Kampfs gegen Terrorismus und
Spionage, aber auch gegen Drogen- und illegalen Waffenhandel sprach er sich aber für
die Beibehaltung der Staatsschutzorgane aus. Er forderte jedoch eine parlamentarische
Kontrolle durch eine Sonderkommission, der volle Akteneinsicht zu gewähren sei. Die
Aufgaben des Staatsschutzes müssten in einem Gesetz deutlich umschrieben werden,
wobei klar sei, dass die Überwachung der Ausübung politischer Rechte nicht dazu
gehören dürfe. 11

BERICHT
DATUM: 05.03.1990
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies zwei Motionen von Landesring-Vertretern zur Reorganisation
der Bundesanwaltschaft als Postulate (Mo. 89.339 und Mo. 89.404). Sie verlangten
namentlich eine Unterstellung der Bundesanwaltschaft unter den Gesamtbundesrat
und die Wahl des Bundesanwalts durch die Bundesversammlung. Eine Motion der
Grünen, welche die Uberwachung der Reorganisation der politischen Polizei durch die
PUK verlangte, wurde mit dem Argument abgelehnt, dass dies eine Aufgabe für die GPK
sei. 12

MOTION
DATUM: 05.03.1990
HANS HIRTER

In einer Namensabstimmung über eine sozialdemokratische Motion konnte sich der
Nationalrat grundsätzlich zum Fortbestand der politischen Polizei äussern. Mit 123 zu
60 Stimmen lehnte er die Motion ab. Dabei waren die Positionen klar parteipolitisch
bestimmt: der Freisinn und die CVP (bei je einer Enthaltung) sowie die SVP, die
Liberalen und die EVP lehnten den Vorstoss geschlossen ab, die SP (bei einer
Enthaltung) und die GPS stimmten ihm ebenso einstimmig zu. Einzig beim Landesring
gab es neben den acht befürwortenden auch eine ablehnende Stimme. 13

MOTION
DATUM: 06.03.1990
HANS HIRTER

Zum Sonderbeauftragten für Staatsschutzakten wählte der Bundesrat den Präsidenten
der PUK, Nationalrat Leuenberger (sp, ZH). Nachdem ein vom Büro des Nationalrates
angefordertes Gutachten rechtliche Bedenken gegen die Ausübung dieses Amtes durch
einen Parlamentarier angemeldet hatte, gab Leuenberger sein Mandat zurück. An seiner
Stelle übernahm der ehemalige Luzerner Regierungsrat Walter Gut (cvp) das Amt. Leiter
der Ombudsstelle blieb der im Vorjahr ernannte alt Bundesrichter Arthur Haefliger. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.03.1990
HANS HIRTER

Nachdem im Vorjahr die Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) die
Existenz einer sehr umfangreichen Registratur mit Karteikarten (sog. Fichen) der
politischen Polizei an die Öffentlichkeit gebracht hatte, stand das Berichtsjahr im
Zeichen der Organisation der Gewährung des Einsichtsrechts in diese Fichen. Bis zu
der vom Bundesrat gesetzten Frist von Ende März 1990 hatten mehr als 300'000
Personen mit einem Brief Einsicht in ihre Fiche verlangt. Die Behörden konnten nach
einiger Zeit auch genauere Angaben über die Anzahl der Fichen machen. Demnach
existieren 731'000 Fichen für Personen (davon 161'500 Schweizer und Schweizerinnen)

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.04.1990
HANS HIRTER
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und 119'000 für Organisationen. 15

Ende April lancierte das Komitee die Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei». Diese fordert einen neuen Verfassungsartikel (Art. 65bis BV),
welcher festhält, dass in der Schweiz keine politische Polizei geführt wird, und dass
niemand bei der Wahrnehmung ideeller und politischer Rechte überwacht werden darf,
solange er dabei keine strafbaren Handlungen begeht. Im Initiativkomitee figurieren
neben namhaften Kulturschaffenden auch zahlreiche Nationalräte der SP und der
kleineren grünen und linken Parteien; der Vorstand der SP beschloss, das
Volksbegehren aktiv zu unterstützen. Die über die Aktivitäten der politischen Polizei
besonders empörten Kulturschaffenden riefen überdies zu einem Boykott der 700-
Jahr-Feier auf. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.05.1990
HANS HIRTER

Die drei bürgerlichen Bundesratsparteien hatten anfangs März je eine eigene Motion
zur Schaffung eines Staatsschutzgesetzes eingereicht (FDP: Mo. 90.373; SVP: Mo.
90.383; CVP: Mo. 90.400). Obwohl der Bundesrat bereit war, diese Aufträge
entgegenzunehmen, konnte der Nationalrat noch nicht darüber entscheiden, da sie von
den beiden Sozialdemokraten Leuenberger (SO) und Rechsteiner (SG) sowie von den
Grünen bekämpft wurden und die Diskussion auf einen späteren Zeitpunkt verschoben
werden musste. Der Ständerat seinerseits überwies eine von Onken (sp, TG) bekämpfte
Motion Rüesch (fdp, SG) für die Schaffung eines Staatsschutzgesetzes mit 22 zu 2
Stimmen. Bundespräsident Koller gab in der Wintersession bekannt, dass das EJPD
prioritär mit der Ausarbeitung eines Staatsschutzgesetzes befasst ist, welches die
notwendige präventive Polizeitätigkeit regeln soll. 17

MOTION
DATUM: 22.06.1990
HANS HIRTER

Umstritten in dieser Verordnung war auch der Auftrag an den Staatsschutzbeauftragten,
nicht mehr benötigte Fichen zu vernichten. Linke Parlamentarier und auch
Geschichtswissenschafter protestierten gegen diese Aktenvernichtung unter anderem
mit dem Argument, dass damit die wissenschaftliche Erforschung der neueren
Schweizer Geschichte erschwert oder gar verunmöglicht werde. Der Bundesrat hielt
zwar grundsätzlich an seiner Meinung fest, dass es nicht sinnvoll sei, die Fichen zu
archivieren. Da er aber ein Wissenschafterteam unter der Leitung des Basler
Geschichtsprofessors Georg Kreis mit der Aufarbeitung der Entwicklung des
schweizerischen Staatsschutzes beauftragt habe, werde über Ausmass und Zeitpunkt
der Aktenvernichtung ohnehin erst später entschieden. Angesichts des grossen
personellen Aufwands, den die Bearbeitung der mehr als 300'000 Einsichtsgesuche
erfordert, wurden auch Stimmen laut, welche die Übung nach der Verschickung der
Fichenkopien beenden möchten. Der Ständerat überwies in diesem Sinn ein Postulat
Hunziker (fdp, AG), welches die Dossiers nur in speziellen Fällen (z.B. bei
Schadenersatzklagen) zugänglich machen möchte. Nationalrat Eisenring (cvp, ZH)
verlangte mit einem noch nicht behandelten Postulat, dass angesichts der geschätzten
Kosten von rund 50 Mio Fr. sogar die Offenlegung der Fichen abgebrochen werden
soll. 18

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.10.1990
HANS HIRTER

Ende Oktober 1990 gab Bundespräsident Koller eine Verordnung über den Staatsschutz
welche als Übergangslösung bis zum Entscheid über ein Staatsschutzgesetz gedacht ist,
in die Vernehmlassung. Sie sieht vor, dass sich die präventive Polizeitätigkeit auf die
Bereiche Terrorismus, Spionage und organisiertes Verbrechen beschränken muss. Mit
der politischen Aktivität von Personen darf sich der Staatsschutz nur noch befassen,
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass dabei strafbare Handlungen (wie zum
Beispiel Gewalt gegen Personen oder Sachen) vorbereitet oder begangen werden. Die
CVP lehnte die Verordnung ab, da sie unter anderem ohne gesetzliche Grundlage in die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eingreife und zudem einige wichtige
Fragen offen lasse. Sie empfahl als Übergangslösung den Erlass eines befristeten
dringlichen Bundesbeschlusses. Auch die SP und die GP wiesen den
Verordnungsentwurf mit dem Argument zurück, dass er sich auf keine gesetzlichen
Grundlagen stützen könne. Während die FDP ebenfalls Einwände vorbrachte, konnte
sich immerhin die SVP mit der Verordnung einverstanden erklären, falls der Bundesrat
bereit sei, dem Parlament so rasch als möglich eine Regelung auf Gesetzesebene
vorzulegen. 19

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.10.1990
HANS HIRTER
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Der Ergänzungsbericht der PUK zu den Vorkommnissen im EJPD ergab danach kaum
grundsätzlich Neues. Er befasste sich unter anderem mit diesen Spezialkarteien, deren
Vorhandensein erst nach der Publikation des ersten Berichts aufgedeckt worden war. In
der Untersuchung einiger Fälle stellte die Puk die systematische Verletzung des
Postgeheimnisses durch einzelne Postämter und Zollstationen fest. In der
parlamentarischen Behandlung dieses Zusatzberichts forderten die Fraktionen der SP
und der Grünen im Nationalrat erfolglos weitere Abklärungen durch die Puk und die
Feststellung der administrativen und politischen Verantwortlichkeit. Die bürgerlichen
Fraktionen und die Untersuchungskommission selbst lehnten weitere Untersuchungen
durch die Puk ab. Mehrere Sprecher betonten, es sei wichtig, nun einen Schlussstrich
unter Vergangenes zu ziehen; der freisinnige Parteipräsident Steinegger (UR) warnte in
diesem Zusammenhang davor, sich mit einer «Musealisierung der Politik» um die
Lösung von Zukunftsaufgaben zu drücken. Dass die bürgerliche Mehrheit des
Nationalrats von den Auseinandersetzungen über die Karteien der Bundesanwaltschaft
offenbar genug hatte, demonstrierte sie ebenfalls am Schlusstag der Sommersession,
als sie anlässlich der Behandlung von Interpellationen drei Anträge auf Diskussion
ablehnte. 20

BERICHT
DATUM: 23.11.1990
HANS HIRTER

In dieser Verordnung ist auch festgehalten, dass von kantonalen und kommunalen
Polizeiorganen erstellte Akten zu Bundesakten geworden sind, wenn sie an die
Bundespolizei weitergeleitet worden sind, oder als Vorarbeiten zu solchen Akten
gedient haben. Da diese Umschreibung für die Mehrzahl der Akten der kantonalen
Staatsschutzstellen zutrifft, sind die Kantone demnach in den meisten Fällen nicht
berechtigt, in eigener Regie Einsicht in diese in einzelnen Kantonen sehr
umfangreichen Datensammlungen zu gewähren. Diese Regelung wurde nicht nur von
den Fichierten, sondern in mehreren Kantonen auch von den Behörden und von
Staatsrechtlern bestritten. Unter anderem sprach der Genfer Regierungsrat mit einer
beim Bundesgericht eingereichten staatsrechtlichen Klâge dem Bund die Kompetenz
zum Erlass dieser Verordnung ab. Einen ersten Entscheid in dieser Angelegenheit fasste
das Verfassungsgericht von Baselland. Es stellte fest, dass keine rechtlichen Grundlagen
für die Tätigkeit einer politischen Polizei vorhanden seien, und deshalb der Bund auch
kein Verfügungsrecht über vom Kanton angelegte Akten aus diesem Bereich anmelden
könne. In den meisten Kantonen beschlossen die Parlamente, die Tätigkeit und die
Registraturen der kantonalen politischen Polizei zu untersuchen. 21

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 14.12.1990
HANS HIRTER

Verschiedene Kantone hatten das in der Verordnung über die Behandlung von
Staatsschutzakten stipulierte Verfügungsrecht des Bundes über kantonale Akten, die an
den Bund weitergeleitet worden waren, bestritten. In seinem Entscheid vom 29. Mai
über staatsrechtliche Klagen des Kantons Genf gegen den Bund bzw. des Bundes gegen
den Kanton Baselland gab das Bundesgericht dem Bundesrat recht. Es stellte dabei
insbesondere fest, dass die rechtlichen Grundlagen für staatsschützerische Aktivitäten
des Bundes zwar relativ vage, aber doch gegeben seien. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.05.1991
HANS HIRTER

Bei der Beratung des Datenschutzgesetzes in der Sommersession 1991 hatte die Linke
vergeblich gefordert, zumindest bis zum Vorliegen eines Staatsschutzgesetzes keine
Ausnahmebestimmungen für die Datensammlungen der Staatsschutzorgane zu
gewähren. Im Anschluss an diese Debatte überwies der Nationalrat eine im Vorjahr vom
Ständerat überwiesene Motion Rüesch (fdp, SG) für ein derartiges Gesetz. Der
Bundesrat hatte aber bereits vorher gehandelt. Nachdem der im Vorjahr vorgestellte
Entwurf für eine Verordnung in der Vernehmlassung auf grossen Widerstand gestossen
war, beschloss er im April, darauf zu verzichten und das EJPD mit der Ausarbeitung
eines Gesetzes zu beauftragen. 23

MOTION
DATUM: 06.06.1991
HANS HIRTER

Der 1990 nach der Entdeckung von Fichen im EMD beurlaubte Chef der Bundespolizei,
Peter Huber, ist im Berichtsjahr durch die Anklagekammer des Bundesgerichts
vollständig rehabilitiert worden. Die Untersuchung stellte dabei namentlich fest, dass
die 1989 von der PUK gemachten Vorwürfe, der Chef der Bundespolizei sei massgeblich
verantwortlich für die ausufernde Überwachungs- und Registriertätigkeit der
politischen Polizei, haltlos seien. Huber habe im Gegenteil bereits 1984 die später von
der PUK beanstandeten Zustände im Staatsschutz kritisiert und die kantonalen
Polizeichefs aufgefordert, ihre Beobachtungs- und Sammeltätigkeit drastisch zu

ANDERES
DATUM: 07.09.1991
HANS HIRTER
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reduzieren und auf sicherheitspolitisch relevante Personen und Organisationen zu
beschränken. Auch die Überwachungsoperationen, welche die Bundesanwaltschaft mit
Hilfe von PTT- und Zollbeamten durchgeführt hatte, zogen keine weiteren gerichtlichen
Verfahren nach sich. Der vom Bundesrat eingesetzte besondere Vertreter des
Bundesanwalts, Fabio Righetti, stellte sämtliche Ermittlungen ein, da er kein
strafrechtlich relevantes Verhalten erkennen konnte. 24

Da Personen, welche infolge von Handlungen der Bundespolizei Schaden erlitten
hatten, erst mit der Ficheneinsicht von diesen oft weit zurückliegenden Aktivitäten
erfahren haben, verlangte Nationalrat Stappung (sp, ZH) mit einer parlamentarische
Initiative die Aufhebung der üblichen Verwirkungsfrist von zehn Jahren für die
Anmeldung von Schadenersatzforderungen. Der Nationalrat lehnte dies ab; immerhin
hatte Bundesrat Stich zugesichert, dass der Bund bei besonders groben Schädigungen
trotz Verjährung eine Entschädigung ausrichten werde. Kurz vor Abschluss des
Ficheneinsichtsverfahrens hatten weniger als fünfzig Personen Forderungen geltend
gemacht. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.1991
HANS HIRTER

Ende September 1991 gab der Bundesrat den Vorentwurf für ein Staatsschutzgesetz in
die Vernehmlassung. Das Projekt sieht vor, dass die Staatsschutzorgane das Sammeln
und Auswerten von Informationen auf die Bekämpfung des Terrorismus, des
verbotenen Nachrichtendienstes, des gewalttätigen Extremismus und des organisierten
Verbrechens beschränken sollen. Mit einer besonderen Bestimmung soll garantiert
werden, dass politische und gewerkschaftliche Tätigkeiten nicht mehr überwacht
werden. Der Überwachungsauftrag soll vom Bundesrat durch eine regelmässig
vorzunehmende Beurteilung der Bedrohungslage und durch eine sogenannte
Positivliste, in welcher die zu observierenden Organisationen aufgeführt sind, präzisiert
werden. Die Oberaufsicht über die Staatsschutztätigkeit wird von der vom Parlament in
der Herbstsession beschlossenen Geschäftsprüfungsdelegation ausgeübt werden. Im
organisatorischen Bereich sollen die staatsschützerischen Funktionen von der
Bundesanwaltschaft getrennt und die damit beauftragte Bundespolizei ins Bundesamt
für Polizeiwesen integriert werden. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.1991
HANS HIRTER

Das Unterschriftensammeln für das Volksbegehren «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» kam trotz breiter organisatorischer Abstützung schleppender voran
als von den Initianten erwartet. Die Ende April 1990 lancierte Initiative konnte – statt
wie ursprünglich angekündigt am 1. August 1990 – erst kurz vor Ablauf der Sammelfrist
im Oktober 1991 mit 105'664 gültigen Unterschriften eingereicht werden. 27

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.10.1991
HANS HIRTER

Der Bundesbeschluss regelt im weiteren die Vernichtung von Akten der
Bundesanwaltschaft. Der Sonderbeauftragte für Staatsschutzakten soll demnach
diejenigen Akten vernichten, welche für die künftige Staatsschutztätigkeit nicht mehr
benötigt werden und für die auch keine Einsichtsgesuche hängig sind. Für die
Geschichtsforschung besonders wichtige Akten, z.B. über Parteien, Organisationen und
bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sollen hingegen archiviert werden.
Der Bundesrat konnte sich bei diesem Antrag auf eine von beiden Ratskammern
überwiesene PUK-Motion stützen, welche unter anderem verlangt hatte, dass
«überholte Einträge und Dokumente» zu vernichten seien. Entgegen dem Wunsch des
Bundesrates konnte der Beschluss noch nicht in der Wintersession behandelt werden,
da die erstberatende Ständeratskommission entschied, namentlich zur Frage der
Aktenvernichtung noch Hearings durchzuführen. Hingegen lehnte der Nationalrat in der
Wintersession mit 84 zu 65 Stimmen ein Postulat Leuenberger (sp, SO) gegen die
Vernichtung von Staatsschutzakten ab. 28

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.11.1991
HANS HIRTER

Die Einsichtsgewährung in die Karteikarten der Bundesanwaltschaft konnte im
Berichtsjahr nahezu abgeschlossen werden. In einer abschliessenden Bilanz gab der auf
Ende Jahr zurücktretende Fichendelegierte Walter Gut bekannt, dass im Verlauf der
letzten 50 Jahre für 728'000 Personen und 26'600 Firmen oder Organisationen Fichen
angelegt worden seien. 142'000 davon betrafen Schweizer und Schweizerinnen, wobei
knapp die Hälfte aus den Jahren zwischen 1980 und 1990 stammten. Von den rund
300'000 Personen, welche Einsicht in allfällig über sie angelegte Fichen verlangt hatten,

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.1991
HANS HIRTER
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waren 38'700 registriert gewesen. Die Kosten des Einsichtsverfahrens beliefen sich auf
rund 10 Mio Fr.

Als nächsten Schritt sah die Verordnung über die Behandlung von Staatsschutzakten
(VBS) vom 5.3.1990 vor, den Interessierten Einsicht in die sie betreffenden Dossiers zu
gewähren. Eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe hatte freilich errechnet, dass die
Gewährung dieses Einsichtsrechts Kosten von rund 111 Mio Fr. verursachen würde. In
Erfüllung eines 1990 vom Ständerat überwiesenen Postulats Hunziker (fdp, AG)
beantragte der Bundesrat Ende Oktober dem Parlament, dieses Verfahren mit einem
Bundesbeschluss abzukürzen; die VBS will er nach Abschluss des
Ficheneinsichtsverfahrens aufheben. Dieser Bundesbeschluss sieht vor, dass den rund
30'000 fichierten Personen, welche bis zum 1. April 1990 ein Gesuch um Einsicht in ihre
Dossiers gestellt hatten, diese nur dann zugänglich gemacht werden sollen, wenn sie
"wesentlich mehr Informationen enthalten als die Einträge auf ihrer Fiche". In
Erweiterung der Bestimmungen der VBS soll aber auch Personen Einsicht gewährt
werden, die vor dem 1. April kein Gesuch gestellt hatten, aber glaubhaft machen
können, dass ihnen aus den in den Dossiers enthaltenen Informationen Schaden
erwachsen ist. 29

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Dossiereinsicht und -vernichtung.
Ausgehend vom Grundsatz, dass ein früher gegebenes Versprechen nicht widerrufen
werden soll, beschloss er bei der Dossiereinsicht für diejenigen Personen, welche ihr
Gesuch vor dem 1. April 1990 gestellt hatten, eine grosszügigere Lösung, als dies der
Bundesrat vorgeschlagen hatte. Auch Gesuchsteller, deren Dossier nach Einschätzung
des Sonderbeauftragten nicht mehr Informationen als die Fichenkarte enthält, sollen
auf ihrer Einsichtsforderung insistieren dürfen. Wer sein Gesuch erst nach dem 1. April
gestellt hatte, soll wie vom Bundesrat vorgeschlagen, sein Dossier nur dann einsehen
können, wenn er einen erlittenen Schaden glaubhaft machen kann.

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 04.03.1992
HANS HIRTER

Ebenfalls nicht anfreunden konnte sich der Ständerat mit dem Vorschlag, dass der
Sonderbeauftragte die Vernichtung von Akten anordnen soll, welche für die zukünftige
Staatsschutztätigkeit nicht mehr benötigt werden und von keinem besonderen
Interesse für die Geschichtsforschung sind. Er ging hier auf die Einwände der
Wissenschaft ein und beschloss, dass alle Akten, die vom Staatsschutz nicht mehr
gebraucht werden, zu archivieren und mit einer Sperrfrist von 50 statt wie üblich 35
Jahren zu belegen seien. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes räumte er jedoch
den Fichierten das Recht ein, die Vernichtung der sie betreffenden Dokumente zu
verlangen. 30

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.03.1992
HANS HIRTER

Der Bundesrat ernannte anstelle des zurücktretenden Walter Gut den Baselbieter
Obergerichtspräsidenten René Bacher zum Sonderbeauftragten für
Staatsschutzakten. 31

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.04.1992
HANS HIRTER

Die Kommissionsmehrheit des Nationalrats schloss sich diesen Entscheiden – mit der
Ausnahme des individuellen Rechts auf Aktenvernichtung – weitgehend an. Das Plenum
beschloss dann aber auf Antrag der von Leuba (Ip, VD) angeführten bürgerlichen
Kommissionsminderheit mit 75 zu 71 Stimmen eine wesentlich restriktivere Lösung,
welche noch hinter den Vorschlag des Bundesrats zurückging. Sie sah vor, dass nur
diejenigen Einsicht in ihre Dossiers erhalten sollen, die glaubhaft machen können, dass
ihnen wegen der Fichierung materieller oder ideeller Schaden entstanden ist. Als
wichtigstes Argument gegen eine liberalere Einsichtgewährung wurden die hohen
Kosten (CHF 60-80 Mio.) ins Feld geführt. In der Frage der Aktenarchivierung schloss
sich der Nationalrat dem Ständerat an, strich aber die Möglichkeit, Dokumente auf
Antrag von Betroffenen zu vernichten. 32

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.06.1992
HANS HIRTER
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Der vom Bundesrat im Herbst 1991 in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf für ein
Staatsschutzgesetz erzeugte kein besonders positives Echo. Nach Ansicht der FDP
sollte sich dieses Gesetz auf die Regelung der Informationsbeschaffung und
-verarbeitung zu präventiven Zwecken beschränken und die prozessualen
Ermittlungstätigkeiten ausklammern. Die CVP und die SVP verlangten eine
Überarbeitung im Sinne einer präziseren Definition der Aufgaben des Staatsschutzes
und einer besseren Kompetenzausscheidung zwischen Bund und Kantonen. Die SP –
und mit ähnlichen Argumenten auch die GP – lehnten den Entwurf als rechtlich
überflüssig und begrifflich unklar ab, da Tatbestände wie Terrorismus und organisiertes
Verbrechen im Strafgesetz bereits ausreichend erfasst seien. Bundesrat Koller kündigte
an, 1993 einen überarbeiteten Entwurf vorzulegen, worin namentlich die Aufgaben des
Staatsschutzes präziser umschrieben werden sollen. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.1992
HANS HIRTER

Als Übergangslösung bis zum Inkrafttreten eines Staatsschutzgesetzes erliess das EJPD
eine Weisung zur Durchführung des Staatsschutzes. Diese Weisung orientiert sich an
der 1990 erlassenen Negativliste, welche festgehalten hatte, dass sich die
Staatsschutzorgane nicht mit Aktivitäten, welche eine Ausübung verfassungsmässiger
Rechte darstellen, befassen dürfen. Aufgaben des Staatsschutzes sind demgegenüber
die rechtzeitige Erkennung, die Überwachung und Bekämpfung von Terrorismus und
Spionage, von organisiertem Verbrechen und von Aktivitäten, welche auf eine
gewaltsame Änderung der staatlichen Ordnung abzielen. Die Weisung schreibt auch vor,
dass die Liste der von der Bundespolizei observierten Organisationen und
Gruppierungen vom Bundesrat jährlich genehmigt werden muss. 34

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.09.1992
HANS HIRTER

In der Differenzbereinigung verzichtete der Ständerat auf das Recht für
Einzelpersonen, die Vernichtung der sie betreffenden Akten zu verlangen. Bezüglich
der Akteneinsicht beharrten jedoch beide Räte in einer ersten Runde auf ihren
Positionen. Im Nationalrat sprach sich in einer Abstimmung unter Namensaufruf eine
Mehrheit, gebildet aus den geschlossenen Fraktionen der SVP, der LP und der AP sowie
einer sehr deutlichen Mehrheit der FDP und einer knappen der CVP und der SD/Lega,
für das Festhalten an der restriktiven Lösung aus. In der Suche nach einem Kompromiss
schlug der Ständerat dann vor, dass den 28'000 Fichierten, welche vor dem 1. April 1990
Einsicht sowohl in die Fiche als auch in allfällige Dossiers verlangt hatten, dieses Recht
grundsätzlich gewährt werden soll. Auf die vom Bundesrat vorgeschlagene kostspielige
Abklärung der Frage, ob ein Dossier erheblich mehr Informationen enthält als die Fiche,
wurde damit verzichtet. Hingegen sollen die Gesuchsteller angefragt werden, ob und
aus welchen Gründen sie überhaupt an ihrem Gesuch festhalten wollen, wobei der
Sonderbeauftragte über die Stichhaltigkeit dieser Begründung entscheidet. Der
Nationalrat schloss sich dieser Lösung an. 35

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.12.1992
HANS HIRTER

Die Geschäftsprüfungsdelegation der beiden GPK veröffentlichte einen Bericht über
die Weisungen des EJPD vom 9. September 1992 für die Durchführung des
Staatsschutzes. Dabei stellte sie fest, dass insbesondere die Vorschrift, dass sich die
Staatsschutzorgane nicht mit der Observierung von verfassungsmässig garantierten
Rechten befassen dürfen, zu wenig präzis formuliert ist. 36

BERICHT
DATUM: 29.03.1993
HANS HIRTER

Der Bundesrat setzte die vom Parlament im Vorjahr verabschiedeten Rechtsgrundlagen
für die Einsicht in die Dossiers der Bundesanwaltschaft in Kraft. Von den 29'000
Fichierten, welche ursprünglich auch Dossiereinsicht verlangt hatten, hielten rund
5'000 an ihrem Begehren fest. 37

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.04.1993
HANS HIRTER

Im März 1994 legte der Bundesrat die Botschaft für ein neues Gesetz über
«Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit» vor; auf den noch in der
Vernehmlassung verwendeten Titel «Staatsschutzgesetz» verzichtete er, da dieser
«vorbelastet» sei. Dieses Gesetz regelt primär die vorbereitende, d.h. vor der
Aufnahme einer Strafverfolgung einsetzende Informationsbeschaffung der
Polizeibehörden. Diese soll nur in Bereichen möglich sein, wo Ereignisse unvermittelt
auftreten können, die eine ernsthafte Gefährdung der inneren Sicherheit darstellen.
Grundsätzlich verboten ist dabei die Bearbeitung von Daten über legale politische
Aktivitäten von Bürgern und Bürgerinnen. Nach der Kritik im Vernehmlassungsverfahren

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.1994
HANS HIRTER
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wurde auf die ursprünglich vorgesehene Möglichkeit der geheimen
Informationsbeschaffung (z.B. Telefonabhörung oder verdeckte Fahndung) verzichtet.
Welche Aktivitäten die innere Sicherheit ernsthaft gefährden können, wird in der
Botschaft nicht genau definiert; erwähnt werden Terrorismus, Spionage, gewalttätiger
Extremismus und organisiertes Verbrechen. Wegen dem Fehlen von präzisen Kriterien
ist es nach Ansicht des Bundesrats wichtig, die Informationsbeschaffung politisch zu
führen. Diese Kontrolle will er mittels regelmässig an neue Gegebenheiten
anzupassende Lagebeurteilungen und der Genehmigung der Liste der zu
observierenden Ereignisse, Personen und Organisationen sicherstellen. Ein
Einsichtsrecht in die Datensammlungen soll gemäss dem Entwurf nur erhalten, wer ein
begründetes Interesse nachweisen kann.
Das Gesetz enthält im weiteren Bestimmungen über die Sicherheitsüberprüfung von
Personen, welche für bestimmte Funktionen in der Bundesverwaltung oder in der
Armee vorgeschlagen sind, sowie über den Schutz von Personen und Gebäuden des
Bundes, ausländischer Staaten und internationaler Organisationen.
All diese Aufgaben möchte der Bundesrat einem neuen Bundesamt für Innere
Sicherheit übertragen. Dieses Amt soll aus der heutigen Bundesanwaltschaft
hervorgehen, sobald die Trennung dieser Stelle in eine Anklagebehörde des Bundes und
eine Polizeibehörde, wie sie die 1993 dem Parlament unterbreitete Teilrevision des
Gesetzes über die Bundesstrafrechtspflege vorsieht, in Kraft tritt. 38

In der Botschaft zum Staatsschutzgesetz begründete der Bundesrat auch seine
Ablehnung der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne Schnüffelpolizei». Seiner
Ansicht nach erfüllt das vorgeschlagene neue Gesetz die Forderungen nach einer
Abschaffung der politischen Polizei und dem Verbot der Überwachung von Personen,
die ihre politischen Rechte wahrnehmen. 39

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.03.1994
HANS HIRTER

Die Reaktionen auf den Entwurf des Bundesrates fielen gemischt aus. Sowohl die SP als
auch das Komitee, welches die Volksinitiative eingereicht hatte, sahen darin einen
Rückfall hinter die Zeit des «Fichen-Skandals». Einiges Aufsehen erregte eine
Stellungnahme des Datenschutzbeauftragten Guntern, der kritisierte, dass sowohl bei
dieser als auch bei anderen vom EJPD ausgearbeiteten Vorlagen die Belange des
Datenschutzes zuwenig berücksichtigt würden. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.1994
HANS HIRTER

Die Bundespolizei nahm im Sommer ihr neues elektronisches Informationssystem ISIS,
welches die alte Fichen-Papierkartei ablöst, in Betrieb. Eine vom EJPD vorgenommene
Kontrolle ergab, dass die in den letzten Jahren neu angelegten Fichen den geltenden
Weisungen entsprechen. 41

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.05.1994
HANS HIRTER

Da das Gesetz über die innere Sicherheit noch nicht verabschiedet werden konnte,
musste das Parlament die Behandlungsfrist für die Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz
ohne Schnüffelpolizei» um ein Jahr verlängern. 42

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.10.1995
HANS HIRTER

Der Sonderbeauftragte für Staatsschutzakten, René Bacher, legte den Schlussbericht
über die Offenlegung der Staatsschutzakten im Gefolge der sogenannten Fichenaffäre
vor. Von den über 350'000 Personen, welche Einsicht in über sie angelegte Karteikarten
(Fichen) verlangt hatten, waren knapp 45'000 registriert gewesen. Über 5'000 Personen
hatten zudem vom Recht Gebrauch gemacht, auch die zu ihren Fichen bestehenden
Dossiers einzusehen. 43

BERICHT
DATUM: 02.05.1996
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» und dem als indirekten Gegenvorschlag konzipierten Bundesgesetz
über die Wahrung der inneren Sicherheit. Mit 116 zu 61 Stimmen empfahl der Rat die
von der SP und der GP unterstützte Volksinitiative zur Ablehnung.

Mit derselben Stimmenzahl lehnte er auch den Antrag der Kommissionsminderheit auf
Nichteintreten auf das neue Bundesgesetz ab. Die SP und die Grünen begründeten ihre
Opposition gegen die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für eine präventiv

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.06.1996
HANS HIRTER
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wirkende Polizei damit, dass ein solches Gesetz überflüssig sei und nur dazu dienen
würde, der Polizei unkontrollierbaren Handlungsspielraum zur Überwachung der Bürger
zu verschaffen. Wo es um die Bekämpfung echter Gefahren gehe, sei das bestehende
Instrumentarium ausreichend: insbesondere sei die Bekämpfung des politischen
Nachrichtendienstes (Spionage) bereits rechtlich abgesichert, und bei
Sprengstoffdelikten und schweren Gewaltverbrechen seien seit 1981 auch
vorbereitende Handlungen strafbar. Diese Einschätzung wurde von den Sprechern der
bürgerlichen Parteien und Bundesrat Koller zurückgewiesen. Letzterer argumentierte
damit, dass die von der Linken befürchtete Überwachung der Ausübung politischer
Rechte im neuen Gesetz explizit ausgeschlossen sei. Andererseits sei die Überwachung
der Aktivitäten bestimmter politischer Gruppierungen (z.B. der kurdischen PKK oder
der islamischen Heilsfront) auch dann erforderlich, wenn deren Mitglieder die Schweiz
nur als logistische Basis benutzen würden, ohne hier aber kriminelle Akte zu begehen.
Das Gesetz sei deshalb auch im Hinblick auf die Zusammenarbeit und den
Informationsaustausch mit anderen europäischen Staaten notwendig.

In der Detailberatung strich der Nationalrat die Bekämpfung des organisierten
Verbrechens aus dem Geltungsbereich des Gesetzes; nicht weil dieser keine Bedeutung
zuerkannt wurde, sondern weil dies eine Aufgabe der strafrechtlichen
Ermittlungsbehörden sei und auf Bundesebene mit den polizeilichen Zentralstellen
bereits ein Koordinationsorgan bestehe. Bundesrat Koller argumentierte vergeblich
damit, dass in vielen europäischen Staaten (allerdings nicht in Deutschland) die
präventive Polizei auch in diesem Aufgabenbereich tätig sei. Eine gewichtige Differenz
schuf der Rat bei den zulässigen Mitteln der präventiven Informationsbeschaffung.
Gegen die Stimmen der FP, der Liberalen und eines Teils der FDP-Fraktion strich er die
vom Ständerat aufgenommene Bestimmung, dass dazu auch ohne richterliche
Anordnung der Telefon- und Postverkehr überwacht und elektronische Abhörgeräte
eingesetzt werden können. Den Antrag der vorberatenden Kommission, dass im
Staatsschutz grundsätzlich die im Datenschutzgesetz garantierten Einsichtsrechte
gelten sollen, fand keine Mehrheit. Beschlossen wurde eine gleiche Regelung wie im
Gesetz über die polizeilichen Zentralstellen, bei welcher der Datenschutzbeauftragte
nur überprüft, ob eventuell vorliegende Daten rechtmässig bearbeitet werden, aber
keine materiellen Auskünfte erteilt. In der Gesamtabstimmung wurde das neue Gesetz
gegen die Stimmen der SP und der GP angenommen. 44

Noch bevor der Ständerat die erste Runde der Differenzbereinigung aufgenommen
hatte, beschloss das hinter der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne Schnüffelpolizei»
stehende Komitee, nach Abschluss der parlamentarischen Beratungen das Referendum
gegen das neue Gesetz zu ergreifen. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1996
HANS HIRTER

Bei dem als indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» konzipierten Bundesgesetz über die Wahrung der inneren Sicherheit
konnte die letzte Runde der Differenzbereinigung abgeschlossen werden. In der Frage
des Einbezugs des organisierten Verbrechens übernahm der Ständerat einen in der
Zwischenzeit von Bundesrat Koller ausgearbeiteten Kompromissvorschlag. Dieser sieht
vor, dass die Bundespolizei ihre Erkenntnisse über organisiertes Verbrechen, die sie
beispielsweise im Rahmen der Zusammenarbeit mit ausländischen Diensten gewinnt,
den kriminalpolizeilichen Zentralstellen mitteilen darf. Für die Ermittlung selbst bleiben
aber ausschliesslich letztere und die kantonalen Polizeikorps zuständig. Der Nationalrat
war damit grundsätzlich einverstanden, wollte diese Tätigkeit der Bundespolizei
zunächst aber auf ein reines Weiterleiten der von ausländischen Nachrichtendiensten
erhaltenen Informationen beschränken. Bundesrat Koller hatte vergeblich damit
argumentiert, dass aus Gründen des Quellenschutzes ein direktes Weiterleiten von
Geheimdienstinformationen nicht praktikabel sei; die Konsequenz davon wäre der
Ausschluss der schweizerischen Stellen vom internationalen Nachrichtenaustausch. In
der Einigungskonferenz unterlag dann aber der Nationalrat. In der Schlussabstimmung
stimmten die Grünen und die SP gegen das neue Gesetz. Sie kritisierten, dass man aus
dem sogenannten Fichenskandal nichts gelernt, sondern bloss «das
Überwachungssystem perfektioniert» habe. 46
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Das hinter der SoS-Volksinitiative stehende Komitee «Schluss mit dem Schnüffelstaat»
ergriff, wie bereits im Vorjahr angekündigt, gegen das neue Gesetz das Referendum.
Obwohl es von der SP, der GPS, der PdA, dem Gewerkschaftsbund, den Demokratischen
Juristen und weiteren Organisationen Unterstützung erhielt, gelang es ihm nicht, die
erforderlichen Unterschriften beizubringen. Nach mehreren Nachkontrollen stellte die
Bundeskanzlei fest, dass auch bei grosszügiger Auslegung der Bestimmungen über
Fristen und Stimmrechtsbescheinigungen höchstens 49'696 gültige Unterschriften
zusammengekommen waren. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Am 7. Juni lehnten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die Volksinitiative «S.o.S. –
Schweiz ohne Schnüffelpolizei», welche die Abschaffung der Staatsschutzorgane
verlangte, mit deutlicher Mehrheit ab. Die Kampagne warf kaum Wellen und stand total
im Schatten der gleichzeitig zur Abstimmung gelangenden Genschutzinitiative. Obwohl
das befürwortende Komitee von zwei sozialdemokratischen Nationalräten angeführt
wurde (de Dardel, GE und Rechsteiner, SG) engagierte sich auch die SP nur lauwarm für
die Initiative. Neben ihr hatten auch die GP, die PdA und die Lega dei ticinesi die Ja-
Parole ausgegeben; der Gewerkschaftsbund hatte hingegen auf eine Parole verzichtet.
Das Hauptargument der Befürworter bestand darin, dass die präventiv wirkenden
Staatsschutzorgane überflüssig seien, da bei einem Verdacht auf strafbare Handlungen
ohnehin die gerichtspolizeilichen Instanzen zuständig seien.
Für die Gegner des Volksbegehrens war dieses einerseits überflüssig, weil das 1997 vom
Parlament beschlossene neue Staatsschutzgesetz die politische Polizei im Sinne einer
Gesinnungsschnüffelei ausdrücklich verbietet. Andererseits sei diese Initiative auch
gefährlich, weil in den Bereichen des verbotenen Nachrichtendienstes sowie der
Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des politisch motivierten Terrorismus
auf die Früherkennung durch eine präventive Ermittlung, aber auch auf den
diesbezüglichen internationalen Informationsaustausch nicht verzichtet werden dürfe.

Abstimmung vom 7. Juni 1998

Beteiligung: 40.1%
Nein: 1'383'055 (75.4%) / 23 6/2 Stände
Ja: 451'089 (24.6%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja: SP (1*), GP, Lega, PdA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, FP, SD, LP, LdU, EVP, EDU; Vorort, SGV, SBV,
Angestelltenverband.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Resultat fiel mit 75.4 Prozent ablehnenden Stimmen deutlich aus. Kein einziger
Kanton wies eine Ja-Mehrheit auf; am besten schnitt die Initiative im Jura ab, wo sich
knapp ein Drittel dafür aussprachen. Die Ablehnung war in ländlichen Gebieten etwas
stärker als in den städtischen Agglomerationen, hingegen waren kaum Unterschiede in
bezug auf Sprachregion auszumachen. Die Vox-Analyse ergab, dass das Interesse der
Stimmberechtigten an diesem Thema nur gering war. Sie zeigte weiter auf, dass auch
Personen mit linker politischer Grundhaltung die Initiative mehrheitlich ablehnten und
nur etwa die Hälfte der Sympathisanten der SP die Parteiparole befolgt hatten. Nach
der Ablehnung der S.o.S.-Initiative stand der Inkraftsetzung des neuen
Staatsschutzgesetzes nichts mehr im Wege; sie erfolgte auf den 1. Juli. 48

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.06.1998
HANS HIRTER

Mit Blick auf Dschihad-Reisende beschloss das VBS das Fahndungsprogramm P4 in
modifizierter Form weiterzuführen. P4 war das Nachfolgeprojekt des Programms
Fotopasskontrolle (Fotopass), welches im Kalten Krieg als Mittel zur Spionageabwehr
Schweizer Bürger, die nach Osteuropa reisten, präventiv überwachte. Infolge des
Fichen-Skandals wurde die Überwachung auf Angehörige ausgewählter Staaten,
sogenannter „Bedrohungsherde“, eingeschränkt. 2010 hatte die
Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) die Einstellung des Programms Fotopass
nahegelegt, worauf der Bundesrat ein Nachfolgeprojekt in Aussicht gestellt hatte. Von
dessen Zweckmässigkeit nicht überzeugt, forderte die GPDel 2013 erneut einen
Verzicht auf das präventive Fahndungsprogramm. Im Januar 2014 wurde nun bekannt,
dass das VBS aufgrund der Bedrohung durch den Dschihad an der Kollektivfichierung

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.02.2014
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festhalten will. Jedoch werde die Zahl der Zielländer reduziert und die
Zugriffsmöglichkeiten auf die Daten würden stark eingeschränkt. 49

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Die sicherheitspolitische Kommission des Ständerates hielt nichts von einer höheren
Erscheinungsfrequenz des sicherheitspolitischen Berichtes des Bundesrates.
Einstimmig beantragte sie die im Nationalrat angenommene Motion ihrer
Schwesterkommission zur Ablehnung. Es waren zwei Gründe, die die Kommission zu
dieser Empfehlung gebracht hatten. Einerseits führte sie institutionelle Bedenken an.
Ein solcher Bericht müsse zwingend vom Bundesrat erstellt werden, weil nur so eine
Gesamtsicht sichergestellt werden könne. Diese erachtete die Kommission als nicht
gewährleistet, wenn – wie im Motionstext gefordert – der Bericht von einem
Departement verfasst würde. Dahingehend fürchtete die Kommission auch ein Präjudiz,
nach dem dann allenfalls auch andere wichtige Dokumente nicht mehr über die
Schreibtische der Regierungsmitglieder gehen würden. Zweitens war die SiK-SR der
Ansicht, dass es falsch sei, dem Bundesrat formale Details vorzuschreiben, namentlich
wie lang ein solcher Bericht sein darf. Ohnehin sei bei diesen Dokumenten nicht der
Umfang, sondern die Qualität entscheidend. Ferner vertrat die Kommission die
Meinung, dass das Parlament genügend Instrumente zur Hand habe, um anderweitig auf
die Arbeit des Bundesrates Einfluss zu nehmen. Damit folgte die Kommission in ihrer
Argumentation zuweilen den Ausführungen der Regierung.
Im Ständeratsplenum bedurfte es keiner langen Debatte. Sprecher Baumann (cvp, UR)
beschränkte sich drauf, die bereits bekannten Standpunkte der Kommission zu nennen,
führte jedoch zwecks Anschauung noch an, dass es gerade bei sicherheitspolitischen
Berichten wichtig sei, dass andere Departemente miteinbezogen würden; namentlich
weil diverse sicherheitspolitische Elemente an verschiedenen Departementen
angesiedelt seien, so obliege beispielsweise der Grenzschutz dem EFD oder würden
Gesundheitsrisiken vom EDI eingeschätzt. Bundeskanzler Thurnherr – er vertrat die
Regierungssicht – nannte die Umfangsbeschränkung «originell» und obwohl er
einräumte, dass einige Berichte nicht ideal geschrieben seien, bezeichnete er eine
Einschränkung als nicht zielführend. Der Rat lehnte die Motion in der Folge
stillschweigend ab. 50

MOTION
DATUM: 06.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Rétrospective annuelle 2019: Armée

Durant l'année 2019, la refonte du système de l'obligation de servir était au centre des
discussions dans l'arène politique et médiatique. En février, le Conseil fédéral avait
présenté dans son projet d'adaptation de la loi sur le service civil (LSC), huit mesures
pour durcir les conditions d'accès au service civil, qui ont été fortement critiquées par
les milieux de gauche et les établissements d'affectation. Le Conseil des Etats, suivant
l'avis de sa commission, n'a juste pas approuvé l'interdiction des affectations à
l'étranger. Contrairement à sa consœur, la CPS-CN a proposé au Conseil national de
soutenir l'ensemble des mesures. 
En parallèle, dans le cadre de la révision totale de la loi sur la protection de la
population et sur la protection civile (LPPCi), le Parlement n'a pas souhaité introduire
un service long pour la protection civile, ni reconnaître le service civil comme une
organisation partenaire œuvrant dans le cadre de la protection de la population. Après
conciliation, il a été décidé d'affecter les contributions de remplacement pour la
rénovation d'abris privés et publics, et non pas pour couvrir les coûts occasionnés
après la construction d'abris privés. 
Quand bien même les révisions du système de l'obligation de servir étaient en cours, le
dépôt d'une initiative populaire pour une obligation universelle de servir l'intérêt
général a été annoncée pour 2020. Le Conseil fédéral a d'ailleurs été chargé
d'approfondir les modalités et les implications du modèle du service citoyen (Po.
19.3735). Dans la presse, Philippe Rebord, actuel chef de l'Armée, a pour sa part indiqué
vouloir autoriser le service militaire pour les personnes transgenres.

Le renouvellement des moyens de protection de l'espace aérien a également retenu
l'attention. Le Conseil fédéral a décidé de soumettre à l'Assemblée fédérale un arrêté
de planification relatif à l'acquisition d'avions de combat, attaquable par référendum,
notamment après avoir reçu le rapport de l'astrophysicien et pilote Claude Nicollier.

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
DIANE PORCELLANA
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L'attribution de son mandat par la conseillère fédérale Viola Amherd, ainsi que les
conclusions de son rapport, ne sont pas passées inaperçues dans les médias. Pour la
défense sol-air, le renouvellement s'effectuera dans le cadre du processus normal
d'acquisition d'armement. L'enveloppe de 6 milliards de francs a été acceptée par les
deux chambres. Toutefois, elles n'ont pas encore réussi à s'accorder sur les affaires
compensatoires. En premier lieu, le Conseil des Etats exigeait une compensation
intégrale de la valeur contractuelle, alors qu'une compensation à hauteur de 60%
suffisait pour le Conseil national. Dans un second temps, la chambre des cantons a
accepté une compensation de 80%. Si l'acquisition de nouveaux avions de combat n'est
pas encore certaine – le GSsA a déjà brandi la menace d'un référendum –, l'armée
dispose toutefois dans ses rangs, pour la première fois, d'une femme pilote de chasse. 
Pour se prémunir contre les menaces dans le domaine de la cybercriminalité, la Suisse
peut également compter, depuis cette année, sur le campus cyberdéfense.

Dans son message sur l'armée 2019, le Conseil fédéral a détaillé les différents projets
d'arrêtés fédéraux relatifs au programme d'armement, au programme immobilier du
DDPS et aux crédits-cadres pour le matériel de l'armée. Il a également soumis une
modification de la LAAM, afin de permettre l'octroi d'indemnités financières aux
militaires de milice à faire valoir pour des formations civiles. 
S'agissant des munitions, ce n'est pas le crédit sollicité dans le message qui a suscité le
plus d'intérêt de la part de la population de Mitholz, mais la situation de l'ancien dépôt
de munitions dans leur village. Les experts mandatés par l'OFEV ont confirmé le risque
élevé émanant de l'ouvrage. Quant au groupe de travail «Mitholz», il a recommandé
d'approfondir les options pour une élimination partielle ou complète des munitions. Le
Conseil des Etats a rejeté la motion Grossen (pvl, BE; Mo. 18.3798) priant le Conseil
fédéral de vider l'entrepôt. Pour l'instant, le Conseil fédéral devra continuer de
subventionner, après 2020, l'assainissement des sols contaminés par les tirs
historiques et les tirs de campagne.

Au mois d'avril, 4.29% des articles de presse relayaient des informations en lien avec le
thème de l'armée. Le salaire du commandant de corps Daniel Baumgartner, futur
attaché de défense à Washington, a été vivement critiqué, puisqu'il continuera de
toucher son salaire actuel alors qu'il exercera une fonction devant être nettement
moins rémunérée. Les médias ont présenté plusieurs papables pour succéder à
Philippe Rebord, qui avait annoncé, le même mois, sa démission pour des raisons de
santé. Thomas Süssli a été nommé pour reprendre les commandes de l'armée. 
Enfin, malgré les différentes critiques envers l'institution militaire et ses activités,
l'étude «Security 2019» de l'ETH de Zurich révèle une attitude toujours positive de la
population vis-à-vis des militaires. L'organisation de l'armée en milice est préférée à
une armée purement professionnelle. La satisfaction à l'égard des forces armées a
repris cette année, après l'année 2018 marquée par le début de la mise en œuvre du
projet de réorganisation de l'armée intitulé «Développement de l’armée» (DEVA). 51

Landesverteidigung und Gesellschaft

In Ausführung einer 1991 von beiden Kammern angenommenen Standesinitiative des
Kantons Jura betreffend Abschaffung des Militärpflichtersatzes für Invalide legte der
Bundesrat dem Parlament seinen Vorschlag für eine entsprechende Gesetzesrevision
vor. Anders als der Initiativtext wollte er die Befreiung jedoch nicht generell gewähren,
sondern nur grosszügigere Berechnungskriterien einführen. So sollte der
Militärpflichtersatz entfallen, wenn die Einkünfte des Behinderten das
betreibungsrechtliche Minimum um nicht mehr als 100% übersteigen (bisher 50%). Für
die weiterhin ersatzpflichtigen Behinderten wollte der Bundesrat die Abgabe um die
Hälfte reduzieren, das Minimum jedoch von CHF 120 auf 150 anheben. 
Die Argumentation des Bundesrates, eine völlige Befreiung der Invaliden würde de facto
zur Aufgabe des Militärpflichtersatzes führen, da damit jede Dienstuntauglichkeit im
weitesten Sinn als Invalidität qualifiziert werden könnte, stiess bei den
Behindertenorganisationen auf Unverständnis. Sie verlangten, dass für die Erlassung
des Militärpflichtersatzes nicht eine Einkommenslimite festgesetzt, sondern eine Liste
jener Gebrechen erstellt werde, die Anrecht auf Befreiung geben. Schliesslich sei es ja
das Militär, welches die Invaliden aufgrund ihrer Behinderung ausgrenze. Stossend sei
auch, dass Gruppen wie Parlamentarier, Bahn-, Zoll- und Polizeibeamte, Spital- und
Gefängnisverwalter sowie Pfarrer ohne Massgabe ihres Einkommens befreit seien, die
Forderung der Behinderten aber mit Verweis auf den Wehr- und Gleichheitsartikel der
Verfassung abgeschlagen werde.
Der Ständerat schlug einen Mittelweg ein. Er lehnte eine generelle Befreiung, wie sie ein

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1993
MARIANNE BENTELI
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Antrag Plattner (sp, BS) verlangte, zwar ebenfalls ab, wählte als Abgrenzungskriterium
jedoch zusätzlich den Bezug einer Invalidenrente oder Hilflosenentschädigung, um
sicherzustellen, dass inskünftig nur noch leichter Behinderte in gutsituierten
Verhältnissen eine Ersatzabgabe leisten müssen. Für Bund und Kantone würde die neue
Regelung jährliche Mindereinnahmen von CHF fünf bis zehn Mio. bedeuten. 52

Adolf Ogi a lancé l’idée d’un secrétariat d’Etat à la sécurité issu de la séparation entre
l’état-major général et le service de renseignement stratégique (SRS) dès le 1er janvier
2001. Ce dernier deviendra un organe civil et sera incorporé à titre provisoire au
secrétariat général du DDPS. Le ministre de la Défense a souhaité à moyen terme la
création d’un secrétariat à la sécurité, avec à sa tête un «ministre délégué» qui
coifferait, outre le SRS, la section de la Politique de sécurité et de défense, la centrale
d’alarme de Zurich, voire aussi la division presse et radio et les trois centres politico-
militaires installés à Genève. Cette mesure aurait pour effet de sortir le SRS du giron
militaire à la structure verticale, dont le fonctionnement strictement hiérarchique avait
entraîné la chute du chef du SRS, le divisionnaire Peter Regli, lors de l’affaire Bellasi. 53

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.09.2000
FRANÇOIS BARRAS

FDP-Nationalrat und IT-Kenner Marcel Dobler (fdp, SG) hatte im Frühjahr 2018 eine
Motion eingereicht, um das Urlaubswesen der Armee zu vereinfachen. Seiner Meinung
nach sollten Verwaltungsstellen der Armee, respektive Offiziere, die ein Kommando
führen, eine geeignete Software nutzen, um administrativen Aufwand zu begrenzen. Der
Motionär erhoffte sich zudem eine Attraktivitätssteigerung der Armee: Weil sich der
ausserdienstliche Kontakt zwischen den Dienstpflichtigen und der Kommandostelle
durch die Nutzung einer entsprechenden Software vereinfachen lasse, könne der
Nachwuchsbedarf besser gesichert werden. Dobler merkte an, dass der vordienstliche
Aufwand für die Behandlung von Urlaubsgesuchen für anstehende WK für die
Milizoffiziere sehr aufwendig sei und eine computergestützte Lösung eben eine grosse
Zeitersparnis bieten würde.
Der Bundesrat teilte Doblers Einschätzung, dass der Arbeitsaufwand ausserhalb der
eigentlichen Dienstzeit gross ist und dass dessen Reduktion positiv für die Armee wäre.
Gleichwohl wurde dem Parlament die Ablehnung der Motion beantragt, weil die
geforderten Massnahmen bereits in Umsetzung seien. Die Armee habe bereits seit
geraumer Zeit entsprechende Programme in Betrieb und für die betroffenen Personen
Zugänge geschaffen. Das Programm «Mil-Office» wurde weiterentwickelt und verfüge
inzwischen über eine Schnittstelle mit dem administrativ wichtigen Personal-
Informationssystem der Armee (Pisa). So können zahlreiche Mutationen direkt
verarbeitet werden. Per Ende 2018 soll diese Plattform operativ werden. Ebenso seien
die Arbeiten eines neuen Projekts «mymilo» weit fortgeschritten: Diese Applikation soll
es Angehörigen der Armee (AdA) ermöglichen, unkompliziert und via Smartphone oder
PC sämtliche Gesuche zu bearbeiten. Letzteres Angebot soll per 2019 realisiert werden.
Diese beiden Schritte würden die Anliegen der Motion bereits erfüllen, weitere
Entwicklungen in diesem Bereich führten zu Redundanz.

In der Ratsdebatte liess der Motionär die Ratskolleginnen und -kollegen an einer
persönlichen Geschichte teilhaben, die ihn zur Lancierung dieses Vorstosses bewegt
hatte: Dobler hatte Kontakt mit einem Milizoffizier, dieser ebenfalls mit IT-Kenntnissen,
der viel Zeit für seine nebenberufliche Aktivität in der Armee aufwenden musste.
Kurzerhand programmierte dieser für seine eigene Formation eine entsprechende
Plattform, die ihm – laut eigenen Angaben – eine Zeitersparnis von 80 Prozent
einbrachte. Entgegen der Stellungnahme des Bundesrates sei Mil-Office ungeeignet für
die Bearbeitung von Urlaubs- und Dienstverschiebungsgesuchen. Ferner äusserte
Dobler seinen Unmut darüber, dass keine Experten in die Vorgänge involviert worden
wären.
Verteidigungsminister Parmelin vermochte daraufhin die Stimmung im Saal nicht mehr
zu beeinflussen. Die Motion wurde mit 187 Stimmen einstimmig angenommen, ein
wahrer Wink mit dem Zaunpfahl seitens der Volkskammer. Die Motion gelangt nun an
den Ständerat. 54
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Die SiK-SR befasste sich im Oktober 2018 mit der Motion Dobler (fdp, SG), mit der
dieser das Urlaubswesen der Armee vereinfachen wollte. Um sich eine bessere
Entscheidungsgrundlage zu schaffen, wurden diverse Vertreterinnen und Vertreter von
Armee und VBS angehört, neben der in Kommissionssitzungen üblichen Präsenz des
zuständigen Departementschefs. Die Kommissionsmitglieder wurden darüber ins Bild
gesetzt, dass bereits angestossene Neuerungen im Informatikbereich der Armee die
geforderten Lösungen bereits implementieren würden. Die Koordination der
Urlaubsgesuche sei mit der Weiterentwicklung der Systeme «Mil-Office 5» und
«mymilo» bereits vollzogen worden, weswegen die Motion hinfällig geworden sei.
Darum beantragte die Kommission dem Ratsplenum einstimmig die Ablehnung der
Motion.

In der Wintersession befasste sich der Ständerat mit dem Vorstoss, wobei sich keine
Diskussion etablierte. Einzige Wortmeldung waren die Ausführungen von
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR), der eine recht umfassende Darstellung der
laufenden Projekte lieferte. Der Verteidigungsminister beliess es bei der Bekräftigung,
dass die besagte Forderung bereits in Umsetzung sei – grundsätzlich sperre man sich
nicht gegen eine weitere Digitalisierung der Armee. Deswegen habe die Regierung die
Ablehnung der Motion beantragt. Diesen Anträgen folgte die Ständekammer; die Motion
wurde nicht überwiesen. 55

MOTION
DATUM: 06.12.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Militärorganisation

Le 12 mars 1990, la CEP II fut instituée à la suite de la découverte, par la CEP I, de
fichiers au DMF et de certaines informations, parues dans la presse alémanique, ayant
trait aux fichiers susmentionnés ainsi qu'à l'éventuelle existence d'une armée secrète
de résistance. Les débats du Conseil national concernant la création de cet organe
firent apparaître une scission entre, d'une part, les groupes socialiste, écologiste,
indépendant-évangélique et le parti du travail et, d'autre part, les partis bourgeois. Les
premiers voulurent non seulement que l'on crée une CEP II mais aussi qu'on lui attribue
un mandat très étendu, portant sur l'ensemble de la gestion du DMF. Les seconds, plus
réticents à l'idée de la mise sur pied d'une seconde commission d'enquête (à
l'exception du PDC), obtinrent une nette limitation de la procuration: celle-ci, à l'issue
des débats parlementaires des deux Chambres, fut limitée dans le temps (pas de
rétroactivité) et dans l'espace (pas d'examen de la gestion du DMF mais des seules
activités liées aux renseignements, à la sécurité et aux fichiers). Dans les deux Conseils,
la question d'un mandat octroyé aux commissions de gestion plutôt qu'à un organe
extraordinaire se posa, mais le souci de rétablir la confiance populaire ainsi que la plus
vaste latitude d'action du second mentionné firent renoncer à cette possibilité.
Composée de 10 membres (cinq députés de chaque chambre), la CEP II fut présidée par
le sénateur Schmid (pdc, AI) et compta dans ses rangs un membre de la CEP I, la
conseillère aux Etats Bührer (ps, SH). 56

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.03.1990
BRIGITTE CARETTI

La P-26 fut dirigée par un juriste de 58 ans, Efrem Cattelan, alias Rico, alors que le P-27
le fut par Ferdinand Knecht, colonel de milice, alias James. Ces deux «projets (P)»
étaient issus de l'organisation conçue dans les années septante par le colonel
Bachmann. Cependant, l'histoire de la P-26 – par ailleurs «explicitement» fondée dans
sa mission actuelle en 1981 par le chef de l'Etat-major général Jörg Zumstein – est
antérieure puisqu'elle remonte au postulat Jaeckle de 1956. Dotée en hommes (400
personnes mais effectif théorique de 800) et en armes (quelques centaines de
pistolets-mitrailleurs, de pistolets et de fusils spéciaux ainsi que des grenades et des
explosifs), la P-26 constituait, aux yeux de la CEP II, un danger potentiel pour l'ordre
constitutionnel du pays car les autorités politiques n'en avaient pas le contrôle effectif.
Le P-27, mis sur pied à partir de 1980, procédait notamment à la récolte de
renseignements à l'étranger, théoriquement par le biais de méthodes
nonconventionnelles, au traitement de ces informations ainsi qu'à des écoutes radio
(Dans les faits, de telles méthodes non-conventionnelles semblent ne pas avoir été
utilisées).
La CEP II conseilla, dans ses conclusions, une légalisation de ces domaines, voire le
démantèlement de la P-26, souhait que le Conséil fédéral réalisa en proclamant la
dissolution, le 14 novembre, de la P-26 et, le 12 décembre, du P-27, cette dernière
résultant de la divulgation du nom de son chef. 57

BERICHT
DATUM: 01.05.1990
BRIGITTE CARETTI
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La CEP II, ayant vu son mandat élargi par l'attribution, par les Bureaux des Conseils, de
la pétition demandant une nouvelle évaluation de l'affaire Jeanmaire, décida, à ce
propos, de rendre un rapport distinct dans le courant de 1991. Rappelons que le
brigadier Jean-Louis Jeanmaire fut condamné à 18 ans de réclusion pour trahison en
1977. Après avoir purgé les deux tiers de sa peine, il fut libéré; deux demandes de
révision de son procès, en 1984 et 1986, échouèrent. 58

BERICHT
DATUM: 11.10.1990
BRIGITTE CARETTI

Le rapport de la commission, rendu public le 23 novembre, dénonça l'existence, au sein
du DMF, de deux zones d'ombre créées en dehors de toute base légale et de tout
contrôle politique institutionnel: l'organisation d'encadrement de la résistance, ou P-
26, et le service de renseignements extraordinaire, ou P-27. Tous deux furent financés
par des ressources provenant des rubriques de crédit du DMF et dotés de conseils
consultatifs composés de parlementaires en activité ou à la retraite ainsi que
d'indépendants (Groupe 426 pour la P-26 et Konrat pour le P-27). Le problème soulevé
par la double appartenance à une assemblée populaire et à un organe secret fut illustré
par les difficultés rencontrées par le député Stappung (ps, ZH) lorsqu'il avoua être
membre du groupe 426. 59

BERICHT
DATUM: 23.11.1990
BRIGITTE CARETTI

La CEP II fut, par ailleurs, confrontée à l'existance de nombreux fichiers au sein du
DMF, dont l'un des plus «délicats» était celui de la Section services de sécurité
militaires (SSM). Composé d'un élément principal de près de 8'000 fiches et de deux
collections de dossiers annexes moins conséquentes, il était principalement constitué
d'informations sur des membres de l'armée ou des employés du DMF ayant fait l'objet
d'un contrôle de sécurité. Cependant, des particuliers, des femmes (de l'ex-Service
complémentaire féminin (SCF), aujourd'hui Service féminin de l'armée (SFA)) ainsi que
des personnes sans lien avec l'armée ou le DMF furent également fichés. Selon la
commission d'enquête, cette banque de données ayant été mise sur pied sans base
légale claire et sans directives satisfaisantes, son maintien ne se justifie pas. 60

BERICHT
DATUM: 24.11.1990
BRIGITTE CARETTI

Lors des débats parlementaires sur ce rapport, toutes les propositions de la CEP II
furent acceptées, comme elles le furent, auparavant, par le gouvernement. Ainsi en
alla-t-il donc de l'initiative parlementaire demandant la création d'une délégation
spéciale des deux Conseils chargée de contrôler les activités de l'administration liées
aux renseignements et subordonnées au maintien du secret. En mars, la chambre basse
avait transformé en postulat une motion Günter (adi, BE) (Mo 89.732) demandant une
surveillance similaire (Signalons que le groupe radical a déposé une initiative
parlementaire demandant la création d'une délégation à la sécurité chargée de
surveiller les activités des organes de renseignement (Iv.pa. 90.233)). Ainsi en alla-t-il
aussi de plusieurs motions exigeant des vérifications de sécurité dans le domaine
militaire, l'examen des conventions de sauvegarde du secret et celui des relations de la
P-26 avec l'étranger. Huit postulats furent également transmis, ayant trait notamment à
la création d'un service de renseignement stratégique indépendant du DMF, à la
suppression du cumul des fonctions de chef de la Police fédérale et de la Division
sécurité, à l'interdiction, pour certaines divisions du DMF, de se livrer à des activités de
surveillance en Suisse et à l'examen des relations réciproques des organes de contrôle.
Au Conseil des Etats, le débat mit en évidence un clivage entre les radicaux, les
démocrates du centre et les libéraux, minimisant la portée du rapport et justifiant ses
découvertes les plus probantes par la guerre froide, les démocrates-chrétiens, ayant
adopté une distance critique et les socialistes, indignés. Au Conseil national, où plus de
cinquante orateurs prirent la parole, une scission semblable apparut entre la gauche et
les écologistes qui, très sévères à l'égard de Kaspar Villiger, s'en prirent aux hauts
fonctionnaires du DMF, et la droite qui réitéra son soutien au conseiller fédéral et
souligna la responsabilité conjointe du gouvernement et du parlement. 61

BERICHT
DATUM: 14.12.1990
BRIGITTE CARETTI

Dans son avis sur le rapport de la CEP II, le Conseil fédéral insista sur la nécessité de
tenir compte du contexte de l'époque ayant vu la création des organismes mentionnés,
à savoir celui de la guerre froide. Il stipula par ailleurs que le parlement, depuis le
rapport du groupe de travail Bachmann des commissions de gestion en 1981, devait
avoir conscience des exigences contradictoires existant entre la sauvegarde du secret
et le besoin d'un contrôle législatif. S'il reconnut qu'une activité de surveillance, à
l'intérieur du pays, par le service de renseignements militaire était inadmissible, il nota

BERICHT
DATUM: 18.12.1990
BRIGITTE CARETTI

01.01.90 - 01.01.20 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



néanmoins que le rapport de la CEP II ne confirmait pas l'hypothèse initiale d'un
espionnage systématique de citoyens et d'organisations suisses. Par contre, il demeura
emprunté quant à l'utilisation du «trésor de guerre» constitué par la P-26, s'élevant à
CHF quelque six millions. Dans un premier temps, il envisagea de l'attribuer à la Croix-
Rouge mais aucune suite concrète immédiate ne fut donnée à cette suggestion. 62

Les Chambres ont pris connaissance du rapport de la CEP DMF sur la démobilisation
du P-26; la CEP a ainsi pu attester que les locaux du P-26 avaient été mis sous scellés,
les contrats de bail résiliés, les armes, les munitions et autres objets inventoriés et
remis à l'armée et les documents détruits ou archivés à des fins historiques par les
soins du DMF. Le personnel, quant à lui, doit se voir attribuer de nouvelles fonctions au
sein du DMF. 63

BERICHT
DATUM: 12.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a encore pris connaissance du rapport de la commission de gestion
sur le suivi relatif à la CEP DMF. Selon ce document, le service de renseignement P-27
devrait être liquidé au début de l'année 1992 et transféré dans le groupement de
l'Etat-major général, opération qui a semblé se dérouler de manière satisfaisante.
D'autre part, certaines sources du P-27 pourraient être utilisées désormais par le
Groupement renseignement et sécurité. La surveillance financière des services de
renseignements devrait être renforcée afin d'éviter que ne se constitue un organisme à
caractère privé. La commission demande, en outre, que les services de renseignements
militaires renoncent à collecter des informations à l'intérieur du territoire suisse et que
ses contacts avec le Ministère public soient limités. 64

BERICHT
DATUM: 13.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Dans le contexte plus spécifique du seul P-26, la conseillère aux Etats Bührer (ps, SH) a
souhaité, par le biais d'un postulat, que certains points liés aux finances ainsi qu'au
personnel de l'organisation secrète de résistance soient éclaircis. Il s'agit plus
particulièrement du montant total des dépenses faites, du degré d'implication de
fonctionnaires fédéraux, de leur éventuelle indemnisation et de leur nom. La petite
chambre a cependant rejeté ce texte après que Kaspar Villiger eut demandé de ne plus
revenir sur cet épisode passé. 65

POSTULAT
DATUM: 15.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Pour sa part, le Conseil fédéral a pris acte du rapport du DMF sur la liquidation du P-26.
Celui-ci révèle que, de 1979 à 1990, l'organisation secrète a coûté environ CHF 53
millions. Le gouvernement a par ailleurs demandé aux Chambres de partager également
le «trésor de guerre» de la P-26 (CHF 3.4 millions) entre le CICR et la Croix-Rouge
suisse, ce qui fut fait. 66

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Suite à la collision évitée de justesse entre un avion militaire et un appareil civil en
mars, le commandant de corps Werner Jung a démissionné de son poste de
commandant des troupes d'aviation et de défense contre avion. Pour le remplacer, le
Conseil fédéral a nommé le divisionnaire Fernand Carrel avec promotion au grade de
commandant de corps. Ce dernier était jusque-là chef conduite et engagement au
Commandement des troues d'aviation et de défense contre avion. 67

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Répondant à l'initiative du canton du Jura qui demandait l'abolition de la taxe militaire
pour tous les handicapés, le DFF a mis en consultation un projet plus modeste qui
propose, sur le modèle actuellement en vigueur, de n'exonérer de la taxe que les
personnes dont le revenu ne dépasse pas de 100% le minimum vital fixé au sens du
droit des poursuites (ce plafond est de 50% aujourd'hui). Ce texte n'a pas fait
l'unanimité auprès des partis et des organisations, et les associations de personnes
handicapées l'ont vivement critiqué. Par contre, les cantons s'en sont montrés satisfaits
et 22 d'entre eux s'y sont ralliés. 68

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.08.1992
SERGE TERRIBILINI
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Le Conseil fédéral a nommé au poste de chef de l'état-major général le divisionnaire
Arthur Liener, jusque là directeur de l'Office fédéral du génie et des fortifications, et
l'a promu au grade de commandant de corps. Il a succédé le ler janvier 1993 à Heinz
Häsler, partant pour la retraite. 69

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.09.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a présenté son message concernant la réforme du DMF. Le projet
gouvernemental prévoit principalement une réduction d'effectifs dans l'administration
militaire ainsi qu'une restructuration de l'organigramme du DMF. En ce qui concerne la
diminution des effectifs, le but poursuivi est celui d'augmenter l'efficacité de
l'administration militaire, notamment en concentrant en des lieux uniques certains
domaines, qui, du fait de leur dispersion actuelle, sont à l'origine de multiples
redondances au sein du département. Les suppressions de postes seront
particulièrement importantes et à la mesure de la réduction d'un tiers des effectifs
d'Armée 95. Les secteurs industriel et de l'entretien seront les premiers touchés
puisque ce n'est pas moins de 3'300 emplois – soit une baisse de 23% – qui devront
être supprimés d'ici à l'an 2000. Cette cure d'amaigrissement signifiera également la
fermeture de 35 des 95 entreprises industrielles et autres ateliers, ainsi que la
réduction du nombre de sites d'exploitation de 177 à 148. Le canton de Berne (1'400
emplois supprimés) et la Suisse orientale seront plus particulièrement affectés par ces
mesures, le Conseil fédéral ayant eu comme souci d'épargner prioritairement les
régions déjà gravement touchées par la crise, à savoir la Suisse romande et le Tessin. 
Au sujet du nouvel organigramme du DMF, le gouvernement a finalement opté pour une
articulation composée de quatre grands pôles: l'Etat-major général (ex-Groupement de
l'état-major général), les Forces terrestres (ex-Groupement de l'instruction), les Forces
aériennes (ex-Commandement des troupes d'aviation et de défense contre avions) et le
Groupement de l'armement. En effet, conformément à la tradition militaire helvétique
réfractaire à une concentration monocratique du pouvoir, le Conseil fédéral a renoncé
à regrouper l'instruction et l'engagement sous l'autorité du seul chef de l'Etat-major,
préférant une variante distribuant plus également le pouvoir et, de ce fait, plus à même
de garantir un contrôle politique du DMF. Le gouvernement a par ailleurs cherché à
pallier à certains défauts inhérents à la structure de commandement et à la répartition
des compétences actuelle. Ainsi, pour permettre au chef de l'Etat-major d'assurer sa
fonction de direction de manière plus efficace, le gouvernement a tenu à simplifier la
structure de son groupement, en diminuant le nombre d'échelons hiérarchiques. De
plus, le chef de l'Etat-major verra ses compétences réduites et sera chargé avant tout
de définir la doctrine générale de l'armée ainsi que de traduire les directives politiques
du gouvernement en directives militaires. En outre, pour remédier à l'absence de
continuité du régime actuel entre les situations ordinaire et extraordinaire, il
commandera l'armée dans les premiers temps de l'engagement jusqu'à l'élection d'un
général. Le chef des Forces terrestres sera, pour sa part, responsable de l'instruction
non seulement dans les écoles de recrue, mais également dans les cours de répétition
(à l'exception de l'instruction des Forces aériennes), et ce afin d'améliorer l'unité de
doctrine et la coordination dans le domaine de l'instruction entre les écoles et les
corps d'armée. Le chef des Forces terrestres (ainsi que celui des Forces aériennes)
disposera par ailleurs désormais de ses propres moyens logistiques et de sa propre
infrastructure afin de garantir une instruction adéquate. Au sujet des Forces aériennes,
le projet du gouvernement prévoit que celles-ci jouissent également de compétences
non seulement dans le domaine de l'instruction mais également dans celui de
l'engagement, ce qui accroîtra l'autonomie indispensable à cette arme. Enfin, le
Groupement de l'armement sera chargé de la recherche, du développement et de
l'acquisition du matériel sur la base des données du chef de l'Etat-major. 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.08.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le parlement a adopté facilement cette réforme. La seule récrimination a concerné les
30 millions d'honoraires versés à une firme allemande pour les conseils prodigués. Le
chef du DMF a répondu que cette somme devait être comparée aux CHF 300 à 400
millions d'économies annuelles que le DMF pourra faire dès l'an 2000, entre autres
grâce aux recommandations formulées par cette société. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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En mars, le Conseil fédéral a présenté son message concernant la modification de la
législation militaire (loi sur l'armée et l'administration militaire (LAAM ; projet 1) et loi
sur les systèmes d'information de l'armée (LSIA ; projet 2)). Le projet présenté tient
compte de l’ensemble des problèmes, des expériences et des développements qui ont
été enregistrés depuis le milieu des années 90. Par cette première révision d’envergure
de la LAAM, le Conseil fédéral veut régler désormais tout ce qui a trait à l’instruction et
à l’engagement des militaires à l’étranger (introduction de l’obligation de suivre une
instruction à l’étranger pour les militaires de milice et obligation de suivre une
instruction et d’effectuer un engagement à l’étranger pour le personnel militaire), à la
procédure d’approbation parlementaire en cas de service de promotion de la paix et de
service d’appui, et aux activités commerciales des services de l’administration militaire.
Les développements dans le domaine de la protection des données – notamment
l’exigence de disposer de bases légales formelles pour des systèmes d’information
traitant de données personnelles et de profils de la personnalité particulièrement
dignes d’être protégés – ont donné lieu à l’élaboration d’une nouvelle loi fédérale: la loi
fédérale sur les systèmes d’information de l’armée (LSIA). 72

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2008
ELIE BURGOS

En début d’année, le Conseil fédéral a lancé une procédure de consultation concernant
la révision partielle de la loi sur l’assurance militaire (LAM). Il souhaitait aligner les
prestations sur celles de l’assurance accident (LAA) au sein de la caisse nationale suisse
d’assurance en cas d’accident (CNA/SUVA). Les synergies en matière de gestion qui
auraient résulté de la revue des prestations devaient permettre une économie de
l’ordre des 10 millions de francs. L’accueil du projet a été mitigé. Le PS, le PLR et l’UDC
ont rejeté la révision. Les opposants estimaient que les coûts étaient redistribués dans
les comptes de la Confédération et doutaient donc des possibilités d’économie. Ils
critiquaient également la perte de couverture des assurés et la référence à la LAA alors
que cette dernière était en discussion au parlement. Au vu de ces discussions, le
Conseil fédéral a décidé d’attendre la finalisation de la révision de la LAA avant
d’entamer une révision de la LAM. 73

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.01.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ende März 2016 trat der Chef der Armee (CdA), Korpskommandant André Blattmann
zurück. Seine vorzeitige Demission wurde auf Ende März 2017 festgelegt. Blattmann war
seit 2009 CdA und davor seit zwei Jahrzehnten in der Armeeorganisation engagiert,
zunächst als Kommandant einer Rekrutenschule, später in diversen Stabsfunktionen. Als
Grund für seinen Rücktritt wurde die anstehende Umsetzung der Weiterentwicklung
der Armee (WEA) genannt, die durch eine andere Person angetrieben werden solle.
Etwas anders wurde der Abgang Blattmanns in der Presse kommentiert, wo unter
anderem auch das Verhältnis zum neuen VBS-Vorsteher Parmelin angesprochen wurde
(„Parmelin räumt auf”). Der Wechsel erfolgte in gegenseitigem Einvernehmen, wie beide
Herren stets betonten. Der Zeitpunkt sei geeignet, weil so eine neue Armeespitze die
WEA umsetzen könne und nicht jene dies tun würde, welche die WEA auch geplant
habe. Ein neuer CdA soll durch eine Findungskommission gesucht werden. 74

ANDERES
DATUM: 23.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein halbes Jahr nach Bekanntwerden des Rücktritts von Armeechef Blattmann gab der
Bundesrat bekannt, Philippe Rebord zum neuen CdA gewählt zu haben. Unter
Beförderung zum Korpskommandanten werde der Divisionär das Amt per 1. Januar 2017
antreten. Rebord trat 1985 in die Armee ein, wo er zunächst als Instruktor tätig war, ehe
er Stabschef der Generalstabsschulen wurde. Ab 2009 kletterte der Romand weiter die
armeeinterne Karriereleiter hoch und war seit April 2016 bereits stellvertretender CdA. 
Die Besetzung dieser Schlüsselposition rief unterschiedliche mediale Resonanz hervor.
Deutschschweizer Medien schrieben über eine Übernahme der Armee durch
Westschweizer (weil mit VBS-Chef Parmelin ebenfalls ein Romand en Charge ist) und
kolportierten Kritik aus (Deutschschweizer) Armeekreisen. Grundsätzlich stiess der
Personalentscheid jedoch auf positiven Widerhall, gerade auch in Westschweizer
Medien. Der Verteidigungsminister sah sich jedoch gleichwohl bemüssigt, zu betonen,
dass der Entscheid auf die Kompetenzen des Kandidaten und nicht auf die Sprachen-
Frage zurückzuführen sei. Einig war sich die Tagespresse am Folgetag der Ernennung
darüber, dass der neue CdA zahlreiche Hürden zu meistern haben werde. 75

ANDERES
DATUM: 16.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Das zu revidierende Bundesgesetz über die Wehrpflichtersatzabgabe nahm im Laufe
der ersten Jahreshälfte 2017 Gestalt an, als Mitte April die Vernehmlassungsfrist ablief
und per September von der Regierung die Botschaft zum WPEG veröffentlicht werden
sollte.
Die Vernehmlassung verlief für die Regierung äusserst positiv in dem Sinne, dass die zur
Disposition stehende Vorlage auf breite Zustimmung stiess. Dass die Ersatzpflicht neu
vom zwanzigsten bis zum siebenunddreissigsten Altersjahr dauern und dass die
Ersatzabgabepflicht für die Verschiebung der RS entfallen soll, wurde beides
weitgehend begrüsst. Ebenso war die Neueinführung einer Abschluss-Ersatzabgabe bei
einer Entlassung aus der Armee mit nicht geleisteten Diensttagen mehrheitlich
unbestritten. Ebenso zeigten sich die Vernehmlassungsteilnehmenden mit der Höhe
der Mindestabgabe von CHF 400 und dem vorgesehenen Ansatz von drei Prozent des
Reineinkommens einverstanden. Eine sogenannte Schriftensperre bei Nichtbezahlung
wurde jedoch abgelehnt, der Bundesrat verzichtete dann auch, diese in den
Gesetzesentwurf einfliessen zu lassen. 

Anfang September 2017 wurde die Botschaft zum neuen Gesetz präsentiert. Zusätzlich
zum oben genannten Verzicht auf eine Schriftensperre hatte die Regierung einen
weiteren Punkt aus der Vorlage gestrichen: Es soll kein unabhängiges Finanzorgan
eingesetzt werden, das die Kantone in puncto Steuertransfer zum Bund kontrolliert.
Neu gegenüber der geltenden Rechtslage ist die erstreckte Ersatzpflichtdauer, die neu
vom 19. bis zum 37. Altersjahr dauert (bisher 20. bis 30. Altersjahr), wobei in diesem
Zeitraum höchstens elf Ersatzabgaben eingezogen werden. Dann wird neu die – bereits
mehrfach erwähnte – Abschluss-Ersatzabgabe eingeführt sowie soll die Verjährung der
Ersatzabgabe an die Veranlagung der direkten Bundessteuer angeknüpft werden. Bei
der Publikation der Botschaft wurde als Ziel geäussert, die Änderungen auf den 1.
Januar 2019 in Kraft setzen zu können. 76

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die nationalrätliche SiK wollte, dass der Sicherheitspolitische Bericht  zukünftig durch
das VBS verfasst werde, und brachte ihre Forderung Mitte 2017 in einer
Kommissionsmotion zum Ausdruck. Die Kommission wollte dadurch eine
Kompetenzen-Neuregelung erzielen und ferner drei Vorgaben umgesetzt wissen: Der
Bericht dürfe nicht länger als 20 DIN-A4 Seiten sein und müsse verständlich formuliert
werden, Sicherheitslücken müssten dargelegt und die nötigen Massnahmen zum
Schliessen der Lücken aufgezeigt werden und drittens müssten im Bericht die
Einschätzungen der anderen Departemente transparent dargelegt werden, sofern sie
von denjenigen des Verteidigungsdepartementes abweichen würden. Eine
Kommissionsminderheit Flach (glp, AG) unterstützte die Motion nicht und auch die
Regierung sprach sich gegen den Vorstoss aus. Bereits zu Beginn seiner Stellungnahme
bezog sich der Bundesrat auf die institutionelle Aufgabenverteilung: Als oberste
leitende und vollziehende Behörde sei er es, der die Berichte zur Sicherheit zu
verfassen habe. Zwar liege die Federführung für die Ausarbeitung dieser Berichte beim
VBS, die anderen Departemente seien jedoch auch einzubeziehen, weil die Instrumente
der Schweizer Sicherheitspolitik verschiedenen Departementen angegliedert seien.
Überdies seien bei der letztmaligen Publikation des Sicherheitspolitischen Berichts
auch die Kantone in einer Vernehmlassung angehört worden. Zweifel brachte der
Bundesrat auch in puncto verfassungskonformer Umsetzung der Motion vor. Die
Umsetzung würde eine Abkehr vom bis anhin üblichen Verfahren bedeuten und auch
das Kollegialitätsprinzip im Bundesrat unterminieren. 

Im Nationalrat war das Geschäft auf der Tagesordnung der Herbstsession 2017, wo es
unmittelbar nach dem Sicherheitspolitischen Bericht selbst behandelt wurde. Es war
Kommissionssprecher Salzmann (svp, BE), der die Debatte eröffnete und die
Kernanliegen der Motion noch einmal darlegte. Wichtig war der Kommission auch ein
kürzerer Erscheinungsrhythmus dieser Berichte. Etwa alle zwei Jahre könnte ein
schlankerer Bericht erscheinen, der auch lediglich „Aktualisierungen” gegenüber der
vorangehenden Version aufführe und an tatsächlichen Problematiken orientiert sein
würde. Gegen kürzere Intervalle stellte sich die Kommissionsminderheit nicht, im
Gegenteil sei es angesichts der sich rasch verändernden Sicherheitslage angezeigt,
solche Berichte etwas häufiger zu verfassen. Flach (glp, AG) stellte sich jedoch aus
grundsätzlicheren Überlegungen gegen die Motion. Nicht nur teilte die Minderheit die
Ansicht des Bundesrates, dass der Bericht in dessen Kompetenz liege. Es seien auch
andere Punkte, denen die Motion zuwiderlaufe: Alleine schon die Begrenzung auf 20
Seiten halte er für unangemessen, erklärte Flach – der letzte Bericht umfasste 125
Seiten. „Sicherheit braucht vielleicht auch einmal etwas mehr Platz”, so Flach. Weiter
nannte er die alleinige Herausgeberschaft durch das VBS eine stossende Forderung,
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denn die Sicherheitspolitik ist an diversen Stellen angesiedelt; Sicherheit sei auch
Aussenpolitik, sei auch Wirtschaftspolitik. Ebenso äusserte sich im Namen der
Regierung Bundeskanzler Thurnherr, dessen Anwesenheit, respektive die Abwesenheit
eines Regierungsmitglieds, bei Thomas Hurter für Stirnrunzeln sorgte. Des
Bundeskanzlers Ausführungen fruchteten denn auch nicht und das Ratsplenum nahm
die Motion mit 98 zu 68 Stimmen an, vier Parlamentsmitglieder enthielten sich. 77

Das zu revidierende Bundesgesetz über die Wehrpflichtersatzabgabe gelangte in der
Wintersession ins Parlament, wo sich die grosse Kammer als Erstrat zur Vorlage zu
äussern hatte. SiK-Sprecher Flach (glp, AG) stellte die Vorlage in den Grundzügen dem
Plenum vor und konnte das in der Kommission unbestrittene Eintreten auf das Geschäft
beantragen, er merkte hingegen bereits an, dass es in der Detailberatung mehrere
Minderheitsanträge zu behandeln gebe, darunter einen zur Berechnungsart der
Ersatzabgabe. Der französischsprechende Berichterstatter Sommaruga (sp, GE) fügte in
seinem Votum zudem an, dass dieser einstimmige Antrag von elf Enthaltungen begleitet
war, ganz unanim wurde er also nicht gefasst. Für die SP-Fraktion sprach in der Folge
die Zürcher Abgeordnete Seiler Graf (sp, ZH), die später auch einige der
Minderheitsanträge zu verteidigen hatte. Insgesamt drei Anträge waren von der SP
vorgebracht worden. Erstens empfand die Partei das Abgabesystem als sozial nicht
gerecht (vgl unten), zweitens stellte sie einen Antrag zum Sicherungsmechanismus (vgl.
unten) und drittens störten sich die Genossen an der Abschluss-Ersatzabgabe, die sie
ebenfalls nicht als gerecht empfanden. Zwar erfüllten zahlreiche Armeeangehörige die
Dienstpflicht nicht, dies aber aus Unverschulden, beispielsweise wegen längeren
Auslandaufenthalten oder Krankheitsfällen. Die angedachte Abschluss-Ersatzabgabe
habe einen strafenden Charakter, was den Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
missfiel. Zudem brauche es mit der WEA-Armee schlicht nicht mehr jede und jeden
und wenn man nicht aufgeboten werde, solle man nicht bestraft werden, wenn
«gesetzliche Denkfehler» begangen worden seien. Dahingehend werde die SP den
Minderheitsantrag Mazzone (gp, GE) auf Fallenlassen der Ersatzabgabe unterstützen.
Letztere kam sogleich auf diesen zu sprechen und kritisierte vor allem die Ursache von
verbleibenden Restdiensttagen im Falle von Versäumnissen beim Aufgebot durch die
Militärverwaltung.

Eintreten war dann unbestritten und so war es die Abschluss-Ersatzabgabe, die als
Erstes en détail angegangen wurde. Lisa Mazzone (gp, GE) und sechs weitere SiK-
Mitglieder aus der linken Ratshälfte wollten diese gänzlich aus der Vorlage streichen.
Ein Argument war dabei ein systemisches, da offenbar nicht alle Dienstpflichtigen
aufgeboten würden. Daher sei der Armeebestand weiter zu dezimieren, anstatt
diejenigen zur Kasse zu bitten, die noch Restdiensttage zu leisten hätten. Bundesrat
Maurer entgegnete daraufhin, dass der Bundesrat diese Massnahme vorsehen wollte,
weil beobachtet werden könne, dass Dienstpflichtige öfter ihre Einsätze verschieben
wollten – dies in der Hoffnung, dass ihnen am Ende einige Tage geschenkt würden. Dies
sei ungerecht und deswegen soll die Abschluss-Ersatzabgabe eingeführt werden.
Ebenso sah das die Kommissionsmehrheit, die mit 17 zu 7 Stimmen überwog. Dass die
Armee vergesse, AdA aufzubieten, könne sich die Kommissionsmehrheit nicht
vorstellen, so Flach (glp, AG). Mit 128 zu 58 Stimmen unterlag der Antrag Mazzone (gp,
GE) im Plenum deutlich, wobei die Blöcke spielten: Links ja, rechts-bürgerlich nein.

Es gab jedoch einen Punkt, der für mehr Gesprächsbedarf sorgen sollte: die
Schriftensperre, bzw. das in der Vernehmlassungsvorlage noch vorgesehene Prinzip,
dass die Behörden Pässe und Identitätskarten von Personen, die die Abschluss-
Ersatzabgabe noch schuldeten, einziehen können. Lapidar gab der Bundesrat in der
Übersicht über die Vernehmlassung bekannt, dass er im Gesetzesentwurf doch davon
absehen wolle, da er diesen Schritt inzwischen gar als völkerrechtswidrig betrachte.
Sowohl Seiler Graf (sp, ZH) als auch Balthasar Glättli (gp, ZH) äusserten im Nationalrat ihr
Erstaunen über diese Massnahme. Eine derartige Praxis werde nur in totalitären Staaten
vollzogen und es sei befremdlich, dass dies in der Schweiz schon nur angedacht werde,
so Glättli. Damit setzte er auch einen Nadelstich gegen die SVP, die ebendiese
Handhabe mit ihrem Minderheitsantrag Salzmann (svp, BE) noch einmal in die Arena
brachte. Das Plenum wollte aber nichts davon wissen und schickte den Antrag mit 126
zu 56 Stimmen bachab. In der gleichen Sache, dem Sicherungsmechanismus, wurde von
der SP-Fraktion hingegen vorgeschlagen, dass man sich am Bundesgesetz über die
direkte Bundessteuer orientiere. Dort ist vorgesehen, dass bei Verdacht auf
Nichtbezahlung der Steuern «die kantonale Verwaltung für die direkte Bundessteuer
auch vor der rechtskräftigen Feststellung des Steuerbetrages jederzeit Sicherstellung
verlangen» kann. Dies wäre sofort vollstreckbar und hätte «im Betreibungsverfahren die
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gleichen Wirkungen wie ein vollstreckbares Gerichtsurteil» (vgl. Art. 169 DBG). Dies
wurde aber vom Plenum ebenso, mit 126 zu 56 Stimmen, verworfen.

Damit gab es noch zwei Minderheitsanliegen zu klären. Ein Minderheitsantrag Seiler
Graf (sp, ZH) wollte die Berechnung des Abgabesystems geändert wissen. Die SP stellte
sich eine progressive Zunahme vor, da dies die untersten Einkommen entlaste. Zudem
seien die Anreize für Gutverdienende zu gross, sich einfach vom Dienst «freizukaufen».
Der Vorschlag blieb aber ebenfalls chancenlos. Auch bezüglich der Mobilität von
Stellungspflichtigen und den Modalitäten zur Ankündigung und dem Bezug der
Ersatzabgabe bei Auslandaufenthalten unterlag ein weiterer, linksgrüner
Minderheitsantrag, so dass die Bundesratsvorlage letztlich unverändert verblieb. Zum
Schluss wurde die Vorlage mit 167 Stimmen einstimmig, jedoch mit 17 Enthaltungen aus
der SP- und Grünen-Fraktion, dem Ständerat überwiesen. Die bürgerlichen Parteien
setzten sich schliesslich deutlich durch und auch die SVP konnte, trotz abgewiesenem
Antrag Salzmann (svp, BE) – offensichtlich gut – mit der verabschiedeten Fassung
leben. 78

Erstes Traktandum der Frühjahrssession 2018 des Ständerates war das Bundesgesetz
über die Wehrpflichtersatzabgabe. Der Nationalrat hatte die bundesrätliche Vorlage
nach einiger Debatte schliesslich unverändert der kleinen Kammer überwiesen. Deren
SiK hatte sich gut einen Monat vor der Frühjahrssession mit der Vorlage befasst und
angekündigt, den Entwurf ebenfalls nicht verändern zu wollen. Dies wurde im Plenum
von Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR) auch so vertreten. Ein Minderheitsantrag
Hêche (sp, JU) stand gleichwohl im Raum, er entsprach einem Minderheitsantrag Seiler
Graf (sp, NR) der bereits in der Volkskammer vorgebracht worden war, dort jedoch
chancenlos blieb: die progressive Berechnung der Höhe der Ersatzabgabe. In der
Kommission war dieser Antrag mit 8 zu 3 Stimmen abgelehnt worden. Eintreten war
auch im Stöckli unbestritten, es wurde jedoch zwischen Kommissionsvorberatung und
Plenardebatte noch ein Antrag Minder (parteilos, SH) eingereicht, den der Antragssteller
namens der Redaktionskommission stellte. Es war eine Unklarheit im Gesetzestext
festgestellt worden: Die Formulierung liess offen, ob die Präzisierungen zum
Reineinkommen eine beispielhafte oder abschliessende Aufzählung darstellten. Die
Präzisierungen sollten deshalb gänzlich aus dem entsprechenden Gesetzesartikel
gestrichen werden. Offen war damals auch noch eine potenzielle Kollision mit dem kurz
vor der Abstimmung stehenden Geldspielgesetz, da das WPEG in der vorliegenden
Fassung auch Lotteriegewinne zum Reineinkommen zählen wollte. Diese Unklarheit
wollten die Kantonsvertreterinnen und -vertreter beseitigen und so wurde im Sinne der
Redaktionskommission diese Bereinigung vorgenommen. 
Der Minderheitsantrag Hêche (sp, JU) unterlag auch im Ständerat, weshalb die Vorlage
mit nur einer Differenz dem Nationalrat für die Schlussrunde überwiesen wurde. Mit 42
Stimmen erfolgte dies einstimmig. 79

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.02.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Bundesgesetz über die Wehrpflichtersatzabgabe brauchte der Nationalrat lediglich
eine verbleibende Differenz zum Ständerat zu beraten, die sich als unumstritten
entpuppte. SiK-Sprecher Flach (glp, AG) konnte seine Ausführungen entsprechend kurz
halten. Mit dem Segen des Finanzministers – die Definition des Reingewinns sei
ohnehin im DBG enthalten und der Verweis im WPEG auf das DBG reiche aus – wurde
die Anpassung stillschweigend gutgeheissen. 

Damit war die Vorlage bereit für die Schlussabstimmungen. Der Nationalrat nahm das
Wehrpflichtersatzabgabegesetz mit 172 Stimmen einstimmig an. Neun SP-Angehörige
sowie die geschlossene Grüne Fraktion enthielten sich (total 20 Enthaltungen).
Gleichentags bestätigte der Ständerat diesen Beschluss mit 42 Stimmen einstimmig. 80

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Thomas Süssli a été nommé au poste de chef de l'Armée par le Conseil fédéral. Le 1er
janvier 2020, il prendra la relève de Philippe Rebord qui quitte sa fonction en raison de
problèmes de santé. 
Laborantin de formation, Süssli se réoriente dans le domaine bancaire et se spécialise
dans l'informatique. Après son instruction en tant qu'officier et un engagement pour
l'ONU, il rejoint en 2008 l'état-major de la brigade logistique 1 comme sous-chef
d'état-major de la logistique et remplaçant du commandant. En 2015, il réintègre le
corps des officiers de carrière et est nommé commandant de la brigade logistique 1
avec promotion au grade de brigadier. Trois ans plus tard, il est promu divisionnaire et
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devient chef de la Base d'aide au commandement. Parmi les treize autres candidats et
candidates en lice pour le poste, figurait la brigadière valaisanne Germaine Seewer, la
femme la plus haute gradée en Suisse. Elle a failli être nommée par Viola Amherd, qui a
justifié son choix en faveur du milicien pour ses expériences, civiles, militaires et ses
connaissances dans le domaine cyber. La SSO a exprimé sa surprise, mais juge le choix
«pertinent». Thomas Süssli profitera des quelques mois qui lui restent avant son entrée
en fonction, pour améliorer son français. 81

Le Conseil fédéral est chargé d'évaluer périodiquement l'atteinte des objectifs
assignés à l'armée, conformément à l'art. 149b al.1 de la loi sur l'armée (LAAM). Il a donc
transmis son rapport sur la mise en œuvre du développement de l'armée (DEVA) à
l'Assemblée fédérale, qui en a pris acte. D'après ce dernier, les niveaux visés quant à la
disponibilité des formations, à la formation des cadres et à l'ancrage régional de
l'armée ont déjà été atteints. Le projet DEVA a, jusqu'à présent, déployé des effets
positifs s'agissant de l'instruction dans les écoles de recrues. Des lacunes
d'équipements ont été constatées. Pour l'instant, l'armée devrait réussir à remplir ses
engagements. Des acquisitions sont déjà prévues pour y remédier. En terme d'effectifs,
le Conseil fédéral a récemment proposé un projet de révision de la loi sur le service
civil afin de pallier le problème de sous-dotation. Un des principaux défis, pour ces
prochaines années, sera de recruter des militaires et du personnel civil qualifiés. Enfin,
le rapport renseigne également sur les capacités du cyber. La mise en œuvre du DEVA
étant prévue jusqu'à fin 2022, le DDPS présentera chaque été un rapport intermédiaire
sur son déroulement aux commissions de la politique de sécurité. 82

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2019
DIANE PORCELLANA

Le groupe UDC a demandé au Conseil fédéral de revenir sur la création d'un
commandement du Soutien. Dans le cadre du Développement de l'armée (DEVA), il est
prévu de fusionner en 2023 la Base de l'aide au commandement avec la Base logistique
de l'armée et les Affaires sanitaires. L'UDC doute de la pertinence actuelle de cette
réorganisation, qui étendra la bureaucratie militaire. Il a demandé en conséquence de
modifier la loi sur l'armée (LAAM). 
Le Conseil fédéral a soutenu la motion, ne voyant aucune plus-value à la réorganisation
par rapport à l'organisation actuelle. En cas d'adoption de la motion, il a précisé que
l'ordonnance sur l'organisation de l'armée (OOrgA) devrait être adaptée.
Lors du passage au Conseil national, la motion a été adoptée sans discussion. 83

MOTION
DATUM: 27.09.2019
DIANE PORCELLANA

Afin de moderniser les processus de soutien de l'administration fédérale, le Conseil
fédéral a sollicité deux crédits d'engagement d'une valeur de 320 et 240 millions de
francs. Il souhaite acquérir le programme  «SUPERB» destiné à l'administration civile et
le programme «Systèmes ERP D/ar» pour l'armée. Actuellement, la Confédération
utilise pour la planification des ressources de l'entreprise (ERP), un logiciel de la
société SAP. Cette dernière cessera toute assistance y relative à partir de 2025. Le
Conseil fédéral a donc décidé de migrer vers un autre programme (S/4HANA de SAP).
Cette migration concernera les systèmes ERP de l'administration fédérale civile et ceux
destinés à la gestion des engagements utilisés dans certains domaines du DDPS. Cette
manipulation permettra également d'harmoniser et de standardiser les processus de
soutien au sein de l'administration fédérale.
La CdF-CN s'est penchée sur l'arrêté fédéral, après avoir reçu l'avis du CDF. La
question de la gestion des programmes a été au coeur des discussions. La commission,
ainsi que la délégation des finances (DélFin), chargée de suivre le dossier, se sont
montrées très critiques sur ce point. Par 23 voix et 2 abstentions, la commission est
entrée en matière sur le projet. Elle a prié le Conseil fédéral, par écrit, de prendre des
mesures dans le domaine de la gestion des programmes. 84
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Im Verlauf des Vorjahres hatte die FK-NR die Kritik an den teuren und intransparenten
SAP-Sonderlösungen des VBS sowie die Koordinationsanliegen für die Bundes-IKT in
zwei Motionen aufgenommen. Die eine forderte die Überprüfung des
verwaltungsumfassenden Steuerungsmechanismus für die Informatiklösung SAP, die
zum einen durch das Kompetenzzentrum SAP des Eidgenössischen Finanzdepartement,
zum anderen – insofern die Waffen- sowie die Führungs- und Einsatzsysteme der
Armee betroffen sind – aber auch dezentral im VBS erfolgen. Die Kleine Kammer
überwies die Motion in der Sommersession als Zweitrat diskussionslos. Ebenso nahm
der Ständerat die zweite Motion (10.3640) an, die eine Klärung zwischen Art. 2, Abs. 3
BinfV (Bundesinformatikverordnung) und der koordinierten IKT-Steuerung der
Bundesverwaltung verlangte, wie sie in ebendieser, Anfang 2012 in Kraft gesetzten,
revidierten Verordnung festgelegt ist. 85

MOTION
DATUM: 16.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Mit Bekanntwerden von Unzulänglichkeiten in der Informatikprojektführung des VBS ab
2009 vermochten sich jene Stimmen stärkeres politisches Gehör zu verschaffen, die
eine effiziente und effektive, möglichst synergieschaffende Steuerung der
Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) in und zwischen den
Bundesämtern sowie verwaltungsnahen Organisationen forderten. Ende 2009 war eine
Task Force Informatik VBS mit der Untersuchung der konkreten Schwierigkeiten im
Verteidigungsdepartement beauftragt worden. Ihre Erkenntnis floss teilweise in den
Armeebericht 2010, der eine strategische Neuausrichtung der VBS-IKT vorsah. Dabei
war geplant, die militärische und zivile IKT zusammenzuführen und departementsintern
zu zentralisieren. Dies hätte zum Schutz der militärischen Systeme die Abkoppelung der
VBS-Informations- und Kommunikationstechnik vom Rest der Bundes-IKT bedeutet.
Damit wurden jene Kräfte auf den Plan gerufen, die eine zentrale,
verwaltungsumfassende IKT-Steuerung verlangt hatten und denen der Bundesrat mit
der Überarbeitung der Bundesinformatikverordnung (BinfV) und der IKT-Strategie
ebendiese versprochen hatte. 86

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Ein Postulat Loeb (fdp, BE), welches den Bundesrat bat, die Schweizer Haushaltungen
umfassend über das neue KVG zu orientieren, ein Postulat Grendelmeier (ldu, ZH),
das den Bundesrat ersuchte zu prüfen, ob bei der direkten Bundessteuer die Maxima
für den Abzug von Krankenkassenprämien nicht entsprechend dem Anstieg der
Prämien angehoben werden sollten (Po. 97.3162), sowie ein Postulat Schmid (svp, BE)
für eine Prämienbefreiung während längerer Militärdienstzeiten (Po. 97.3348) wurden
ohne Opposition überwiesen. 87
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Parteien

Grosse Parteien

Bürgerliche Politiker mahnten im Vorfeld des Parteitags, dass im Falle einer Wahl des
aggressiven und polarisierenden Bodenmanns die Konkordanzdemokratie in Gefahr
gerate und dass ein Ausschluss der SP aus der Regierung denkbar würde. Verstärkt
wurde diese Diskussion um die Fortführung des Konkordanzsystems anlässlich der
Parlamentsdebatten um militärische Bauten – insbesondere der geplante Waffenplatz
Neuchlen-Anschwilen erregte die Gemüter – und Rüstungsvorhaben, bei denen die SP
konsequent in Opposition zu den drei anderen Bundesratsparteien stand. Auch für die
CVP-Fraktion schien nun der Augenblick gekommen, in dem sich die SP entscheiden
müsse, ob sie weiterhin Bundesratspartei bleiben wolle. Vorgeworfen wurde der SP von
den bürgerlichen Bundesratsparteien auch, dass sie als Regierungspartei nicht zu ihrer
Mitverantwortung für den Fichenskandal stehe, sondern diesen propagandistisch zur
eigenen Profilierung ausnutze. 88

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gelöscht

Gelöscht

LÖSCHEN
Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» und dem vom Bundesrat im Vorjahr als indirekten Gegenvorschlag
vorgelegten neuen Bundesgesetz über die Wahrung der inneren Sicherheit. Ein Antrag
Onken (sp, TG), auf eine präventive polizeiliche Tätigkeit grundsätzlich zu verzichten,
deshalb die Initiative zur Annahme zu empfehlen und das Gesetz zur gründlichen
Überarbeitung an die Regierung zurückzuweisen, unterlag mit 32:2 (Initiative) resp. 31:3
Stimmen (Gesetz). 89
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